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Freiheit für Azat! Stoppt die Repression in Russland!

 

Am Samstag, den 30.01.2021, haben wir in Freiburg ein Banner in Solidarität mit Azat Miftakhov und anderen Genoss*innen, die von der Repression des russischen Staates betroffen sind, aufgehängt. Wir fordern die sofortige Freilassung von Azat und allen anderen fortschrittlichen politischen Gefangenen in Russland (und überall)![1]

 

Von: Anarchistische Gruppe Freiburg & RASH Südbaden, Januar 2021

 

Wir haben die Information, dass Azat Miftakhov zu sechs Jahren Knast verurteilt wurde, mit Besorgnis aufgenommen. Wir sind uns bewusst, dass sein Fall im gegenwärtigen politischen Kontext des russischen Staates, in dem die antifaschistische und die anarchistische Bewegung immer wieder Opfer des Staatsterrorismus wird, nicht die Ausnahme, sondern die Regel darstellt. Wir sind uns ebenso bewusst, dass die Verurteilung von Mifthakov, der sich selbst als einen Anarchisten versteht, schon vor dem Prozess feststand.

Wir fordern die sofortige Freilassung von Azat Miftakhov, nicht weil wir ihn für unschuldig halten, da dies implizieren würde, dass wir die Legitimität des russischen Justizsystems anerkennen würden, sondern weil er ein politischer Gefangener, ein Betroffener der Repression gegen die russische anarchistische Bewegung ist.

Der Kontext

Azat Miftakhov, ein 27-jähriger Mathematiker, wurde am 1. Februar 2019 zusammen mit zwölf weiteren Genoss*innen in der jüngsten Welle der Repressionskampagne gegen mutmaßliche Anarchist*innen im gesamten russischen Staat verhaftet. Nachdem sie sie in den folgenden 24 Stunden brutal gefoltert hatten, um sie zu belastenden Aussagen zu zwingen, ließen sie alle wieder frei, außer Azat, der über anderthalb Jahre ohne ersichtlichen Grund in Haft verbleiben musste.

Azat Miftakhov wurde unter dem Vorwurf der Herstellung von Sprengstoff verhaftet, aber aus Mangel an Beweisen wurde er von diesem Verbrechen freigesprochen. Wenige Tage nach seiner Freilassung wurde er jedoch erneut verhaftet unter dem Vorwand, ein Fenster der Regierungspartei ‘Einiges Russland’ im Norden Moskaus eingeschlagen und eine Rauchbombe hineingeworfen zu haben.

Die einzigen Beweise, die die Staatsanwaltschaft hat, sind die Aussagen von zwei geheimen Zeugen, von denen einer tot ist, während die beiden anderen Angeklagten in dem Fall die Beteiligung von Miftakhov an dem Angriff bestreiten. Obwohl Azat die Vorwürfe bestritten hat, hat die Justiz ihn nach zwei Jahren Untersuchungshaft für schuldig befunden.

Während die gegen den umstrittenen und nationalistischen Oppositionspolitiker Alexey Nawalny verhängte 30-tägige Haftstrafe in westlichen Medien und der Öffentlichkeit hohe Aufmerksamkeit erregt, ist die Aufmerksamkeit im Falle von Azad Miftakhov bisher sehr gering.[2]

Es ist sehr wichtig, dass wir unsere Solidarität demonstrieren, denn obwohl der russische Staat an Azat ein Exempel statuieren wollte, unterdrückt er auch weiterhin brutal jede dissidente Bewegung. Nur wenige Tage nach dem Urteil gegen Azat verhaftete und misshandelte die russische Polizei unter anderem Oleg, Sänger der RASH-Band “Brigadir”, bei einer Anti-Regierungs-Demonstration in St. Petersburg. Er wurde 32 Stunden später mit einer gebrochenen Rippe und einer Gehirnerschütterung wieder freigelassen und ihn wird wohl ebenfalls ein Prozess erwarten.

Mit diesem Text rufen wir zur internationalen Solidarität auf, die bereits von Hunderten von Mathematiker*innen und Akademiker*innen aus der ganzen Welt unterstützt wird.[3] Wir ermutigen alle unsere Genoss*innen auf der ganzen Welt, ebenfalls Solidaritätsaktionen zu starten und Protestmails an russische Botschaften und Konsulate zu schicken.[4]

Freiheit für Azat Miftakhov! Freiheit für alle russischen Anarchist*innen!

Endnoten:

[1] Eine Liste mit allen derzeit inhaftierten russischen Anarchist*innen findet ihr hier: https://wiki.avtonom.org/en/index.php/Category:Currently_imprisoned_in_Russia 

[2] In Deutschland sind die einzigen Tageszeitungen, die dem Fall Azat bislang Aufmerksamkeit schenkten die taz und Frankfurter Rundschau.

[3] Internationale Solidaritätskampagne: https://miftakhov.org  

[4] E-Mail-Adressen der Russischen Botschaft in Berlin: info(at)russische-botschaft.de und des Generalkonsulats in Frankfurt: spravkafrankfurt(at)mid.ru


Das System bleibt die Krise – Wie die Pandemie bestehende Probleme beschleunigt

 

Von: Anarchistisches Glitzerkatapult Berlin

 

Als soziale Anarchist:innen stehen wir gerade vor schwierigen Zeiten. Wir taten uns anfänglich schwer damit, Kritik an Maßnahmen der Regierung zur Eindämmung der Pandemie zu formulieren. Vereinzelnd gab es diese Kritik natürlich (*), aber wir konnten keine gut sichtbare emanzipatorische Gegenposition einnehmen. Wir sind oft weiter mit anderen Projekten beschäftigt, die auch nicht warten können. Neben Corona gibt es weitere wichtige Kämpfe an allen sozialen Fronten weltweit. Wir versuchen weiter die Klimakrise und die Vernichtung unseres Ökosystems auf zu halten oder flüchtende Menschen zu unterstützen. Die Pandemie traf viele von uns unvorbereitet. Einfache Antworten konnten und wollten wir auf die Einschnitte in unser Leben nicht geben.

So haben wir dann erlebt, wie rechtsextreme Netzwerke die Pandemie-Maßnahmen für sich genutzt haben. Sie sind zusammen mit tausenden Menschen, die die Maßnahmen ablehnten, auf die Straße gegangen. Rechte haben diese Proteste mit organisiert und wurden als willkommene Bündnispartner:innen akzeptiert. Dieser Zusammenschluss hat es geschafft, die Straße und mediale Berichterstattung zu dominieren. Rechte Positionen konnten so, unter anderem mit Facebook und Twitter, in die Gesellschaft getragen werden. Das Ausmaß und ihr Einfluss sind bis jetzt noch nicht abschätzbar.

 

Der eigenen Unsicherheiten geschuldet, als auch der Angst falsche Verbündete in der Kritik an den Maßnahmen zu finden, blieben vereinzelte linke Aktionen gegen die Coronamaßnahmen nahezu bedeutungslos. Anstatt Theorien oder gesellschaftliche Handlungsoptionen zu entwickeln – und so die Diskussion mitzuführen – praktizieren wir eher gegenseitige Hilfe. Wir versuchen uns gegenseitig zu unterstützen und zu schützen. Wir kaufen für andere ein. Wir minimieren unsere eigenen Kontakte und versuchen uns nicht „verantwortungslos“ zu verhalten. Wir nehmen die Pandemie ernst. Wir leugnen sie nicht und wir behaupten auch nicht, dass sie nur eine Grippe sei. Wir tragen Masken und halten Abstand. Wir verstehen sogar teilweise dass wir unsere Kontakte beschränken müssen, um diese Pandemie zu überstehen. Unsere Kontakt-Einschränkungen führen aber leider auch zu einer starken Verlangsamung unserer eigenen Organisierung, die den neuen Umständen angepasst werden muss.

 

Für uns ist klar: die Pandemie leugnen oder sie in ihrer Gefährlichkeit herunter zu spielen, nützt nur rechten Propagandist:innen. Diese wollen die Krise für ihre faschistischen Ziele ausnutzen und Leute für ein rechtes und faschistisches Weltbild gewinnen. Alle, die gemeinsam mit Reichsbürger:innen, Neonazis, Faschist:innen und anderen Rechten demonstrieren, haben ihre Seite bereits gewählt. Gemeinsame Querfront gegen einen vermeintlichen unsichtbaren Feind führt immer wieder zu den gleichen antisemitischen Tendenzen und den angeblich immer gleichen Schuldigen. Antisemitische Stereotype werden in vielen der Corona-Verschwörungsmythen bedient und verbinden so Bürger:innen, die um ihre persönlichen Freiheiten besorgt sind, und Neonazis miteinander. Ihre Ziele werden plötzlich anschlussfähig und ihre Anwesenheit beklatscht oder gebilligt. Auch durch Vergleiche mit Widerstandskämpfer:innen und Jüd:innen, die im faschistischen Deutschland ermordet wurden, wird der Holocaust relativiert. Die Geschichte von Nazi-Deutschland und das Leid der Opfer wird damit verharmlost.

 

Die teilweise willkürlichen Maßnahmen einiger Regierungen, unter der Absicht Corona eindämmen zu wollen, setzen den autoritären Kurs fort, der schon vor Ausbruch von CoVid-19 sichtbar wurde.

Auf den Philippinen etwa nutzte Präsident Duterte Pandemiebestimmungen um Gewalt gegen Proteste anzuordnen, die den Zugang zu Lebensmitteln während des Lockdowns forderten. In Australien drohten Polizist:innen immer wieder Passant:innen mit Gefängnis, wenn diese sich alleine auf eine Bank setzten und Kaffee tranken [1]. Wieder in anderen Ländern spielen Regierungschef:innen, wie etwa Brasiliens Präsident Bolsonaro, die Pandemie herunter und überlassen so viele, vor allem meist in Armut lebende Menschen, ihrem Schicksal.

In Deutschland sieht die Situation derzeit so aus, dass vor allem private Einschränkungen hingenommen werden müssen und wir nicht mehr selbst entscheiden dürfen, was für uns und die Menschen in unserer Umgebung das Beste ist. Uns wird von der Regierung abgesprochen, das wir verantwortungsvoll handeln können. Wir denken jedoch dass Menschen genau dies können, wenn sie dazu ermutigt und ihnen diese Entscheidungen nicht vorenthalten würden.

 

Natürlich brauchen wir hierfür Änderungen in der Gesellschaft. Eine Verantwortungsübernahme füreinander braucht Erfahrungen und einen gemeinsamen Lernprozess. Wir müssen erkennen, dass wir nicht gegeneinander arbeiten sollten, sondern zusammen, um uns zu schützen. Die Menschen in unserer Gesellschaft sind durch Lohnarbeit und kapitalistische Marktwirtschaft Rücksichtslosigkeit gewöhnt und so aufgewachsen. Unser alltägliches Zusammenleben wird durch Gesetze und staatliche Regelungen bestimmt. Wir sind also gewohnt, dass uns vorgegeben wird, wie wir uns „richtig“ zu verhalten haben. Das lässt sich natürlich nicht von heute auf morgen ablegen. Wir sind alle durch diese Gesellschaft geprägt und leben so, wie es uns beigebracht wurde. Wir werden weiter Fehler machen und daraus (hoffentlich) lernen.

Uns sollte bewusst werden, dass es Menschen gibt, die durch ihr Alter oder Einschränkungen und Behinderungen, besonders von solchen Pandemien und anderen Krisen betroffen und durch diese gefährdet sind.

Auch in einigen anarchistischen Kreisen, die hoffen bereits vorurteilsfrei und gemeinschaftlich zu arbeiten und zu leben, können wir manchmal kaum Verständnis und Aufmerksamkeit für diese Menschen beobachten. Bei Veranstaltungen, die teilweise noch stattfinden, wird kaum auf das Tragen von Masken oder das Einhalten von Abständen geachtet. Die sich in dieser Subkultur bewegenden Menschen gehen scheinbar davon aus, dass sie jung und fit genug sind um diese Pandemie zu überstehen. Manche scheinen es auf die leichte Schulter zu nehmen und denken nicht über Menschen nach, die durch diese Pandemie besonders gefährdet sind. Menschen aus Risikogruppen werden dadurch aktuell aus unserer Subkultur ausgegrenzt.

 

Wir haben noch einen langen Weg vor uns, um als Gesellschaft mit Problemen von einer Tragweite wie einer Pandemie gemeinschaftlich um zu gehen. Wir denken aber, dass die aktuelle Krise auch eine Chance bieten könnte, dass Menschen mehr Verantwortung füreinander übernehmen. In kleinen Netzwerken, wie in Nachbar:innenschaftshilfen, geschieht dies ja auch während der Pandemie vermehrt. Auf diesen Erfahrungen können wir versuchen auf zu bauen, um auch nach der Pandemie solidarische Netzwerke zu erhalten. Auch in anderen Krisensituationen wurden solche Netzwerke aufgebaut und auch nach Abklingen der Krise weiter genutzt.

Wenn Vorgehensweisen in der Pandemie von den Betroffenen gemeinschaftlich selbst festgelegt werden, dann würden Regelungen mehr Akzeptanz finden. Wenn wir uns zusammen verantwortlich fühlen, wollen wir auch, dass unsere Gemeinschaften geschützt sind. Wir dürfen jedoch nicht vergessen, dass wir auch in einer solchen befreiten Gesellschaft Expertise zu wichtigen Problemen aufbauen müssten und diese in unsere Beratungen und gemeinsamen Entscheidungen einfließen lassen sollten. Wir wollen Expert:innen nicht einfach folgen, aber anerkennen, dass sie uns mit ihrem Wissen begleiten und beraten können. Gerade in solchen Pandemien, kann es uns helfen sie anzuhören und ihre Ideen ernst zu nehmen. Wir sollten nicht anfangen, wie die Pandemieleugner:innen, jegliche Idee von Expert:innen als eigene Profilierung oder geheimen Plan für ihren eigenen Vorteil zu deuten. Auch in einer befreiten Gesellschaft, sollte es die Möglichkeit geben, dass Menschen in ihrem Interessensgebiet Expert:innen werden können. Sie sollten nur nicht die alleinige Macht haben, für und über andere Menschen zu bestimmen. Sie sollen als gleichberechtigte Gefährt:innen angehört und Ernst genommen werden.

 

Wir wollen nicht aufgeben, für diese befreite Gesellschaft zu kämpfen, in der wir gemeinsam über unser Zusammenleben bestimmen können. Doch bis dahin agiert die Regierung weiter mit Einschnitten in unser Leben. Und interessanterweise gelten die meisten der Einschränkungen nur für den privaten Bereich oder da, wo wir unsere Freizeit verbringen wollen. Im Lohnarbeitskontext sollen wir weiter wie bisher funktionieren (**). Wir sollen weiter Kontakt mit vielen Menschen haben (in sozialen Berufen, Großraumbüros, Fabriken etc.), natürlich auch in der Rush Hour in den Öffis zur Arbeit fahren, einmal quer durch die Stadt. Kurz: für die Wirtschaft sollen wir weiter zur Verfügung stehen. Damit wir das können und den Kapitalismus aufrecht erhalten, müssen wir private Einschränkungen hinnehmen. Die Gesundheit und das Wohlergehen der Menschen, haben weniger Priorität als eine funktionierende Wirtschaft.

 

Es ist unverantwortlich, dass wir weiter auf engem Raum arbeiten sollen. In vielen Fällen haben lohnarbeitende Menschen nämlich keine Möglichkeit Abstand zu halten und werden auch durch andere Maßnahmen, die wir sonst überall einhalten sollen, nicht geschützt. Verkäufer:innen, die in der Krise in vollen Geschäften weiter arbeiten müssen und dafür im Schnitt sogar weniger verdienen als noch letztes Jahr, setzen sich jeden Tag einer Gefahr aus. Auch Pfleger:innen und medizinisches Personal, die in immer längeren Schichten und völlig überfordert arbeiten müssen, können, genau wie Erzieher:innen, keinen Abstand halten und sich nicht ausreichend schützen.

Bereits in der 1. Welle der Pandemie konnten wir beobachten, dass Menschen, die mit Subunternehmensverträgen in Schlachthäusern arbeiten, sich durch enge Arbeits- und Wohnverhältnisse besonders oft ansteckten. Danach wurden endlich auch die Subunternehmer:innenverträge kritisiert, obwohl die Probleme bereits davor bekannt waren. Trotzdem werden nun ein paar Monate später schon wieder Stimmen von Politiker:innen laut, diese Subunternehmer:innenverträge vielleicht doch einfach zu behalten [2]. Denn kapitalistische Interessen sind stark und werden von der Politik gerne erhört.

 

Um weiter Miete, Schulden, Essen, Kleidung etc. zu bezahlen, können wir es uns also in den meisten Fällen gar nicht leisten zu Hause zu bleiben, um uns zu schützen. Ebenso gibt es viele Menschen, die nicht auf die Sicherheit eines Zuhauses setzen können. Das sind zum einen Menschen, zumeist Frauen, Trans- und Interpersonen, die von häuslicher Gewalt bedroht sind und dieser nun vermehrt in der Pandemie ausgesetzt sind. Diese Menschen können sich zu Hause also nicht schützen, da die Gefahr für sie von dort ausgeht. Ebenso sind dies obdachlose Menschen, die keine Wohnung haben, in der sie sich in Sicherheit bringen können.

Die Politiker*innen, die die Maßnahmen und Gesetze machen, nehmen also mehr als billigend in Kauf, dass wir krank werden und diese Pandemie vielleicht nicht unbeschadet überstehen. Ihnen geht es also nur darum, mit einseitigen Maßnahmen und Durchhalteparolen die Wirtschaft am Laufen zu halten. Sie sprechen davon, dass viele Hilfsgelder an Betroffene von coronabedingten Schließungen ihrer Geschäfte etc. gehen. Doch die meisten Gelder gehen weiter an die großen Industrien, wie Automobilhersteller:innen, Luftfahrtunternehmen etc. Das ist nicht nur wegen der drohenden Klimakrise verheerend. Diese Hilfsgelder stützen also den gefährlichen, krisenhaften Status Quo, anstatt klimazerstörerische Branchen umzubauen. Z. B. bekommt der neue Flughafen BER 660 Millionen Euro zur Überbrückung der coronabedingten Flugausfälle zur Verfügung gestellt, während bei Kulturbetrieben bereits betont wird, dass die Unterstützung nicht dauerhaft geschehen kann. Auch da wird deutlich, wo die Prioritäten aktueller Politik liegen. Kulturelle Angebote, die Menschen gut tun können, sind scheinbar vernachlässigbarer als klimaschädliche Industrien. Allgemein ist zu beobachten, dass kulturelle Angebote wie Museen geschlossen werden, obwohl viele sich gute Hygienekonzepte überlegt haben. Währenddessen durften noch lange Zeit Shoppingmalls und Geschäfte weiter geöffnet haben, wo oft weniger Abstände eingehalten wurden. Hier wird deutlich, was wir in den Augen der Politik machen sollen: nämlich shoppen und die Wirtschaft ankurbeln.

 

Schon jetzt wird eine neue Sparpolitik angekündigt. Es ist auch bereits klar, wer die Corona-Hilfen bezahlen soll. Kürzungen von Sozial-Leistungen und staatlichen Förderprogrammen werden genauso die Folge sein, wie eine weitere Vernachlässigung von Infrastruktur für Bildung und medizinische Versorgung. Es gilt sich also auf die bevorstehenden Verteilungskämpfe vorzubereiten. Die Funktionsweise unseres Wirtschaftssystems sorgt dafür, dass die Pandemie zu einer Wirtschaftskrise führt. Anti-Covid-Maßnahmen bedingen auch, dass weniger konsumiert wird. Das ist für die derzeitige Wirtschaft ein Problem. Eine Wirtschaftskrise ist in einer Marktwirtschaft auch immer eine soziale Krise, weil Menschen arbeitslos werden und/oder weniger Einkommen haben. Das Problem ist also das Fehlen einer finanziellen Sicherung, die alle Grundbedürfnisse abdeckt. Unser Wirtschaftssystem wird immer wieder zu diesen Krisen und ungerechten Verteilungen führen. Es wird fortgesetzt was nicht erst mit der Einführung von Hartz 4 zwischen 2002 und 2005 oder der Finanzkrise 2008 begann. Das Problem ist Hartz 4 und Kurzarbeitsgeld. Das Problem ist der Zusammenhang zwischen Lohnarbeit und Einkommen. Das Problem ist Kapitalismus.

 

Einkaufen soll uns davon ablenken, dass wir massive Einschränkungen hinnehmen müssen und gleichzeitig die Wirtschaft am Leben halten. Wir sollen unseren Teil dazu beitragen, dass der Kapitalismus weiterbesteht und unbeschadet aus der Krise hervor geht. Bereits nach dem Anschlag auf die USA am 11. September 2001 war eine Losung, dass die Menschen als patriotische Handlung einkaufen gehen sollten, um die Wirtschaft zu unterstützen. Auch wenn jetzt im „harten“ Lockdown die meisten Geschäfte geschlossen sind, wird weiter dazu aufgerufen Online einzukaufen. Amazon und andere Unternehmen stehen bereits zur Stelle und bauen trotz Krise ihre Gewinne immer weiter aus. Andere führende Wirtschaftsunternehmen betonten immer wieder, dass die Pandemie zu massiven Verlusten führen werden. Doch zu beobachten ist, dass diese Unternehmen nun große Gewinne erzielten [3]. Und wenn die Wirtschaft doch Einbußen machen sollten, gibt es großzügige Geldunterstützungen durch die Regierungen der Welt zu beobachten. Der Kapitalismus soll um jeden Preis erhalten bleiben.

 

Das Virus selbst entspringt einer krisenhaften Gesellschaft und den bestehenden Herrschaftsverhältnissen. Es entspringt der Ideologie, dass nicht-menschliches Leben keinen Wert hat. Wir wissen: Wir können ohne intakte Ökosysteme nicht existieren. Die Unterdrückung von nichtmenschlichen Tieren ist Teil unserer Herrschaftsanalyse. Die Mensch-Tier-Grenze ist ein menschliches Konstrukt. Dieses Herrschaftsverhältnis ist kein Nebenwiderspruch und verschwindet auch nicht mit dem Kapitalismus. Der Raubbau an Ökosystemen, die massive Vernichtung von Lebensraum oder die Tierindustrie sind Keimzellen für Pandemien. Denn oft entstehen Virusmutationen in der Massentierhaltung – sei es in sogenannten Pelzfarmen oder in Tierfabriken. 

Wir sind der Meinung, dass wir den Fokus unserer Kämpfe daher auch gegen die zerstörerische Tierindustrie richten sollten. Nicht nur weil dort lohnarbeitende Menschen ausgebeutet werden, sondern auch weil dort fühlende Lebewesen ermordet, die Natur massiv zerstört wird und durch Ausbeutung und Tötung von Lebewesen Pandemien immer wahrscheinlicher werden. Aktuell haben Expert:innen erforscht, dass Millionen von Viren in der Tierwelt schlummern und in vielen Fällen auch auf den Menschen übertragbar sind. Wir wollen Tiere zwar nicht um unser selbst willen vor Ausbeutung schützen, denn eine befreite Gesellschaft geht nicht ohne Tierbefreiung. Vielleicht wird dadurch aber die eine oder andere Person da draußen aufgerüttelt, sich ebenso gegen Tier- und Naturausbeutung zu stellen.

 

Doch was kann nun daraus folgen? Was können wir tun, um die ungerechten Einschränkungen offen zu kritisieren und gegebenenfalls dagegen aufzubegehren? Und das auch noch mit einer klaren Abgrenzung zu den Pandemieleugner*innen und ihren rechten Partner*innen?

Eine in Teilen antiautoritäre Organisierung findet in Berlin und andernorts [4] im Bündnis „Wer hat der gibt“ bereits statt. Es geht darum, dass die Reichen für diese Krise zur Kasse gebeten werden sollen und nicht die Menschen, die durch die Pandemie zu viel verloren haben. „Hände Weg vom Wedding“ mobilisiert ebenfalls zum Verteilungskampf [5]. In diese Proteste können wir eine anarchistische Kritik des gegenwärtigen Systems hereintragen. Denn auch wenn die Pandemie nun für viele deutlich zeigt wie unentbehrlich der Kapitalismus im Gegensatz zu Menschenleben ist, so darf dies auch nach dem Überstehen dieser Krise nicht vergessen werden. Wir haben die Chance den Menschen zu zeigen, dass der Kapitalismus nicht alternativlos ist. Wir können die Zeit nutzen, um Menschen zu inspirieren.

Wenn wir weiter, neben öffentlichen Protest, auf gegenseitige Hilfe als eines unserer Grundprinzipien setzen, dann können wir Netzwerke aufbauen, die stark sein können. Wir können uns vermehrt in unserer Nachbar:innenschaft organisieren und schauen, was die Menschen in unserer unmittelbaren Nähe für Bedürfnisse haben und ob wir uns bei Problemen unterstützen können. Nicht nur in dieser Zeit sind Nachbar:innen und Netzwerke eine große Unterstützung. Auch wenn durch Essensverteilungen und Kochen für andere nicht der Kapitalismus verschwindet, so kann es anderen Menschen direkt helfen und ihnen zeigen, dass wir dieses System nicht brauchen, um füreinander da zu sein. Lernen wir uns also (mit Abstand – z.B. durch Aushänge und Chatgruppen) kennen. Wenn wir uns dann wieder treffen können, können wir diese Verbindungen vertiefen.

Es gibt auch vermehrt inspirierende Aktionen, denen wir solidarisch beiseite stehen sollten. Z. B. in Wroclaw, Polen werden immer wieder die Verteilerzentren von Amazon von anarchistischen Gefährt:innen blockiert [6]. In deutschen Verteilerzentren von Amazon passiert dies die letzten Tage auch vermehrt und bis zum 24.12. wurde sogar zu einem Streik aufgerufen. Auch in diesen Verteilerzentren infizieren sich immer mehr Arbeiter:innen mit dem Virus [7].

Doch nicht nur hier finden diese Kämpfe gegen schlechte Arbeitsbedingungen statt. In vielen Ländern kämpfen die arbeitenden Menschen gegen Unterdrückung. Z. B. die Näher:innen bei „Dragon Sweater“ in Dhaka, Bangladesch kämpfen gegen ihre Entlassung und für die Auszahlung von nicht gezahlten Gehältern. Eine Situation, die in einer weltweiten Pandemie noch bedrohlicher ist.

Macht Öffentlichkeitsarbeit für diese und andere Aktionen und organisiert euch selber und begehrt gegen eure Arbeitsbedingungen auf, wenn diese in der Pandemie noch erdrückender werden. Dies geht z.B. in der anarchasyndikalistischen Basisgewerkschaft FAU (Freie Arbeiter:innen Union).

 

Wir können uns nur auf unsere eigene Organisierung auf Augenhöhe verlassen – tretet aus Parteien aus, hofft nicht auf Rettung durch Regierungen und organisiert euch direkt mit Verbündeten. Behaltet das große Ganze im Auge, denn nach wie vor gibt es viele Probleme, gegen die wir streiten sollten. Wir können nicht in allen sozialen Kämpfen unserer Zeit aktiv sein. Aber uns muss bewusst sein, dass alle Kämpfe miteinander verbunden sind. Wir müssen den Kapitalismus und Hierarchien überwinden und die Gesellschaft neu gestalten – denn das System bleibt die Krise.

 

Endnoten:

(*) Es gab natürlich einzelne Aktivist:innen und Netzwerke, die eben diese Maßnahmen recht schnell kritisierten. Es gab z.B. Coview aus Österreich (https://coview.info/).

(**) Uns ist natürlich bewusst, dass viele Menschen ihre Jobs verloren haben, weil einige Wirtschaftszweige wegen der Pandemie geschlossen wurden. Oft jedoch waren das Wirtschaftszweige, die der privaten Erholung von Menschen dienten.

 

[1] https://www.chicagotribune.com/coronavirus/sns-nyt-police-enforce-coronavirus-lockdowns-20200403-fqypflg7y5ealhlb5wikugiaka-story.html

[2] https://twitter.com/FAU_Berlin/status/1340605408327680000

[3] https://twitter.com/DPlattform/status/1340409372044881925

[4] https://werhatdergibt.org/

[5] https://www.unverwertbar.org/aktuell/2020/5665/

[6] https://twitter.com/FedAnarwroclaw/status/1338762525039603712

[7] https://twitter.com/FAUGewerkschaft/status/1341110161486864386 


Kultur & Alltag 

 


El Entusiasmo

 

Von: Maurice Schuhmann 

 

Die spanische Gewerkschaft Confederación Nacional del Trabajo (CNT), gegründet 1910, gilt vielen Anarchosyndikalist*innen weltweit als leuchtendes Vorbild – zumindest die CNT vor dem Franquismus. Mit dem Tod Francos im Jahre 1975 und dem Übergang zu einer repräsentativen Demokratie in Spanien wurde auch der Weg für die Neugründung der CNT, die zu jenem Zeitpunkt in Spanien weitestgehend zerschlagen war, geebnet. Ihre Mitglieder agierten damals im Untergrund bzw. lebten im (französischen) Exil. Der schwierige Weg der Neuformierung ab 1976 – knapp 40 Jahre nach ihrem offiziellen Verbot – steht im Zentrum der 2018 entstandenen Dokumentation „El Entusiasmo“. Fast 40 Jahre nach dem Verbot war die ökonomische und politische Lage eine andere als noch 1936 – und es galt, sich treu zu bleiben und gleichzeitig der veränderten Realität anzupassen. In einer ausgewogenen Mischung aus Archivaufnahmen, Zeitzeug*innen und Einordnungen durch einschlägig-forschende Historiker*innen wie Joe Zambrana, Pablo Carmona oder Dolors Marín gelingt es dem Regisseur Luis E. Herrero (* 1976), mit seinem Debüt ein lebendiges Bild von jener Zeit zu zeichnen und fokussiert unterschiedliche Facetten – sei es den Enthusiasmus in dieser Epoche, den (sub-)kulturellen Rahmen nach dem Ende der Zensur durch den Franquismus, die fast schon sprichwörtliche Fanzinekultur des spanischen Anarchismus, die Herausforderung der betrieblichen Organisation oder die Probleme, die sich intern sowohl aus den Konflikten zwischen jung und alt als auch aus den Vorstellungen der unterschiedlichen Komitees ergaben. Die Zeitspanne von 1976 bis 1982, d.h. die Konsolidierungsphase der Gewerkschaft, steht im Zentrum der Dokumentation. Es war die Zeit der Streiks – z.B. dem Roca Streik im Jahr 1976 –, dem Pakt von Moncloa und auch der (sexuellen und kulturellen) Befreiung. Besonders beeindruckend sind dabei die zahlreichen Archivaufnahmen – teils in Farbe, teils in s/w. Meine persönlichen Favoriten sind die Aufnahmen von Frederica Montseny, ehemaliger Ministerin der CNT während des Bürgerkrieges, die auch auf den Versammlungen der neugegründeten CNT sprach. Ein besonders interessanter Aspekt, der im deutschsprachigen Raum kaum bekannt ist, ist das Vitoria-Massaker, bei dem fünf Aktivist*innen von der Polizei getötet wurden, oder der Scala Case, der zur Kriminalisierung der CNT und der ihr nahestehenden Anarchistischen Föderation FAI führte. Die Dokumentation ist ein wichtiger Beitrag zur neueren Geschichte der CNT – und damit auch zur Geschichte des modernen Anarchosyndikalismus. Die CNT war und ist nach wie vor ein ernstzunehmender Akteur in der spanischen Politik. Der Film kommt in Origialversion mit deutschen Untertiteln - coronabedingt später als ursprünglich geplant - voraussichtlich im März, spätestens April 2021 in ausgewählte Kinos im deutschsprachigen Raum.    

 

El Entusiasmo (dts.: Der Enthusiasmus), Spanien 2018, R.: Luis E. Herrero 

Trailer zum Film: https://vimeo.com/217266946




Analyse & Diskussion

 


Für eine neue anarchistische Ethik!

 

Von: Jonathan Eibisch

 

Das Spannungsverhältnis zwischen Einzelnen & Gemeinschaften

Kollektive, die den anarchistischen Ansprüchen genügen, können nur auf Freiwilligkeit beruhen. Es muss möglich sein, aus ihnen austreten zu können, ohne Sanktionen zu fürchten. Dahinter steckt allerdings keineswegs eine Aufforderung zu Unverbindlichkeit und Beliebigkeit. Vielmehr soll es möglich sein, die Formen, Regeln und Zielsetzungen von Gemeinschaften immer wieder neu zur Verhandlung zu stellen (statt sie gesetzlich festzulegen), damit sie niemanden aufgezwungen werden, sondern ihnen freiwillig zugestimmt wird. Die Einzelnen orientieren sich auf diese Weise am Gemeinwohl und den verschiedenen Kollektiven, von denen sie Teil sind. Sie entwickeln einen Gemeinschaftssinn und lernen, sich auf Andere zu beziehen, deren Bedürfnisse und Wünsche wahrzunehmen, sie zu achten und nach ihren Möglichkeiten mit zu ihrer Erfüllung beizutragen. Diese gemeinschaftliche Individualität ist kein ‚altruistisches‘ Modell, indem ideale Menschen vorausgesetzt werden, welche es in der Realität jedoch kaum gäbe. Sie beruht auf vielfachen alltäglichen Erfahrungen in funktionieren-den, verbindlichen und freiwilligen Gemeinschaften. Dahinter steht also die Vorstellung einer Kollektivität, in welcher sich die Einzelnen nicht unterordnen und eingliedern müssen, sondern stattdessen sie selbst sein können – und ihre eigenen Potenziale erst wirklich entfalten können, weil sie sich aufeinander beziehen. Viele anarchistische Diskussionen und Überlegungen kreisen um die Frage, wie dies eingerichtet werden kann. Denn zweifellos handelt es sich um einen großen Anspruch, Individualität und Kollektivität auf eine produktive Weise zusammen zu denken, sodass sie allen Beteiligten gut tut. Immerhin erscheint es uns in der bestehenden Gesellschaftsordnung oftmals als ein Widerspruch, dass Einzelne selbstbestimmt leben und in einer freiwilligen und funktionierenden Gemeinschaft integriert sein können. Denn wir werden von der staatlichen Bürokratie als individuelle Staatsbürger*innen adressiert, erfasst, greifbar gemacht und im Kapitalismus als individuelle Lohnarbeiter*innen und Konsument* innen verwertet. 

 

Weil die Entwicklung von gemeinschaftlichen Individualitäten und freiwilligen Gemeinschaften im Anarchismus eine so wichtige Rolle spielt, entstanden in ihm auch verschiedene Strömungen, die entweder der Seite des Individualismus oder der des Kollektivismus nahe stehen und sie jeweils betonen. Sie formulieren auch fortlaufende Kritik aneinander.

 

Individualanarchist*innen weisen beispielsweise darauf hin, dass jede Gruppe oder Gemeinschaft zum Selbstzweck werden, Hierarchien ausbilden, Zwänge auf ihre Mitglieder ausüben und sie lethargisch machen kann, wenn diese Tendenzen nicht abgewehrt werden. Kollektivistische Anarchist*innen kritisieren hingegen die Beliebigkeit, Unverbindlichkeit, den Drang nach Selbstverwirklichung und dementsprechend auch die organisatorische Schwäche von Individualist*innen, die schon Ausschlag beim Gedanken an irgendwelche Regeln bekommen, welche sie in ihrer ‚Freiheit‘ beschränken könnten. Im Anarchismus geht es nicht allein darum, die Freiheit der Einzelnen mit der Freiheit durch/in Gemeinschaft abzuwägen, sondern diesen scheinbaren Widerspruch aufzuheben und etwas Neues – die soziale Freiheit – hervorzubringen. Dies ist leichter gesagt als getan, kann jedoch in jedem Zusammenhang, der sich an anarchistischen Vorstellungen orientiert, bewusst als Herausforderung angesehen und zur Aufgabe gemacht werden.

 

Materialistische Spiritualität und Holismus zur Sinnstiftung

Erst wenn wir Anderen begegnen und uns mit ihnen auseinandersetzen, entwickeln wir uns selbst. In diesem Sinne schrieb Martin Buber: Der Mensch wird am Du zum Ich. Deswegen werden Räume der Begegnung und Auseinandersetzung im Anarchismus als sehr wichtig angesehen. Dies weist auf eine Suche nach Verbindungen und Gefühlen von Verbundenheit hin, wie sie ja auch in der Vermittlung des Spannungsverhältnisses von Einzelnen und Gemeinschaft zum Ausdruck kommt. In der modernen Gesellschaftsform sind Menschen entfremdet voneinander, von sich selbst, von ihren Arbeitsprodukten und von der nicht-menschlichen Mitwelt. Diese existenzielle Verunsicherung ruft Gefühle der Isolation, der Leere und des Hasses hervor, welche durch Konsum, dem Herausstellen individueller Besonderheit und die Abwertung Anderer oder der Sucht nach Sinn kompensiert werden. Ja es stimmt: Spätestens wenn wir ‚erwachsen‘ sind und uns der ‚Ernst des Lebens‘ voll bewusst wird, erfahren wir die Welt allzu oft als entzaubert und Sinn-entleert. Wir fühlen uns getrennt von der Welt. In der ‚Natur‘ zu sein, verschiedene Länder zu bereisen, intime Erfahrungen mit Anderen zu machen oder immer einen neuen Kick zu suchen, mag dieses Gefühl unter Umständen lindern, kann es jedoch nicht aufheben. Viele Anarchist*innen sind gelegentlich Romantiker*innen. Sie sehnen sich nach Heilung, nach Verbundenheit, Ganzheit, Abenteuer und Ruhe (die keine Gegensätze sind). Damit geht es ihnen wie wahrscheinlich den meisten Menschen der bestehenden Gesellschaft. Gegen Romantik und Leidenschaft ist an sich nichts einzuwenden. Sie motivieren uns für eine andere Gesellschaft zu kämpfen, in der das Leben für Alle - und damit logischerweise auch für uns selbst - gelingen, reich, schön und erfüllt sein kann. Problematisch wird romantisches Empfinden allerdings dann, wenn es hauptsächlich von einem wahrgenommenen Verlust ausgeht und danach strebt, diesen lediglich zu kompensieren oder wieder herzustellen. Denn ist es gut, dass bestimmte Dinge zerstört oder angegriffen wurden. Es ist beispielsweise gut, dass durch feministische Kämpfe die Selbstverständlichkeit patriarchaler Verhältnisse spürbar angekratzt wurde. Reaktionäre wollen die gesellschaftliche Entwicklung zurückdrehen, die patriarchale Kleinfamilie und vermeintlich klare Geschlechterrollen wieder herstellen. Das betrifft etwa auch den sozialpartnerschaftlichen ‚Wohlfahrtsstaat‘ mit seinem Klassenkompromiss oder überkommene Erziehungsmethoden.

 

Für Anarchist*innen geht es nicht um die Wiederherstellung eines irgendwie verklärten Alten, sondern um die Frage, welche neuen solidarischen, egalitären und freiwilligen Strukturen und Beziehungen an seine Stelle treten können. Damit dies möglich werden und bewusst geschehen kann, muss die Welt im Grunde genommen erst einmal immer weiter entzaubert werden. Auf der anderen Seite steht, dass viele Menschen ein Bedürfnis nach Sinnhaftigkeit verspüren. Sie wollen als Person anerkannt und wahrgenommen werden, wollen mit ihren Tätigkeiten gesehen werden und anderen helfen können. Sie wollen sich selbst im Leben orientieren, was eine Voraussetzung dafür ist, es in die eigenen Hände zu nehmen und bewusst zu gestalten. Manchmal – unterm Sternenhimmel, beim Blick auf‘s weite Meer oder einsam am Tresen – stellen sie sich auch solche schwerwiegende Fragen danach, warum sie existieren, ob es ein höheres Wesen gibt, was der Sinn des Lebens ist und welchen Platz sie im Kosmos einnehmen. Dann wollen sie – für einen Moment – die empfundene Trennung zu den Anderen, zu sich selbst und zur Mitwelt überwinden, nicht mehr von einer Pflicht zum nächsten Termin weiter hetzen, sondern das Leben einfach fließen lassen. Eben so, wie sie sich einbilden, dass es in ihrer ‚Kindheit‘ bisweilen gewesen wäre.

 

Tatsächlich beinhaltet anarchistische Ethik auch eine solche Sinn-Dimension. Mit ihr wird herausgestellt, dass der Sinn im Leben selbst zu verorten und nicht woanders hin zu verschieben ist. Da Leben aus dem Nichts kommt und gleichzeitig alles ist, was wir haben, produzieren wir auch seinen Sinn mit unseren Handlungen, unseren Beziehungen, unseren Geschichten und deren Interpretation. Dies ist kein Hobby, sondern entscheidender Bestandteil für den Zusammenhalt von freiwilligen, autonomen Kommunen und Kollektiven. Gustav Landauer nannte dieses (herzustellende) Gefühl von Verbundenheit miteinander und mit der Mitwelt den ‚Geist‘ (= latein: spiritus). Das hat erst mal nichts mit Religionen oder Mysterien zu tun, sondern mit dem sehnsüchtigen Bedürfnis nach der eigenen Sinnhaftigkeit, sowie danach, das Gefühl der Getrenntheiten zu überwinden. Anstatt Sinn durch hierarchische, ausgrenzende und konkurrierende Zwangskollektive wie beispielsweise die Nation ‚verliehen‘ zu bekommen, geht es in der anarchistischen Ethik darum, das wir selbst von uns ausgehend kollektiv Sinn stiften und geben. Wenn uns dies gelingt, wirkt es auf unsere Selbstwahr-nehmung und Wahrnehmung der Welt zurück: Wir fühlen uns miteinander und mit der Mitwelt verbunden, sehen die Dinge in ihrer Ganzheit (= Holismus) und sind deswegen in der Lage, Verantwortung für unser Handeln zu übernehmen. Weil der Sinn von uns zu generieren ist, möchte ich nicht zu stark vorab bestimmen, worin er liegt. Daher nur so viel: Der Sinn liegt nicht in der Lohnarbeit, sondern im spielerischen Tätigsein; nicht im Ausstechen und Besiegen Anderer, sondern in der Bezugnahme aufeinander und der gemeinsamen Lebensgestaltung; nicht darin, uns in vorgefertigte Formen hinein zu pressen, sondern darin, unsere eigenen Wege zu finden und zu gehen.

 

Neugestaltung des gesellschaftlichen Naturverhältnisses 

Um die Gesellschaft in Richtung Selbstorganisation, Autonomie und Selbstbestimmung weiterzuentwickeln, freiheitliche Kollektivitäten zu gründen und gemeinschaftliche Einzelne zu bilden, auf eine materialistische Weise Sinn zu generieren und soziale Freiheit, Gleichheit und Solidarität zu ermöglichen, sind verschiedenste Kämpfe gegen die bestehende Herrschaftsordnung erforderlich. Die beschriebene Entfremdung ist ein Effekt der modernen staatlich-kapitalistischen Verhältnisse, verstärkt ihre negativen Folgeerscheinungen jedoch zusätzlich. Um vom Bestehenden aus zum Erstrebenswerten zu kommen und die Grundlagen für ein gelingendes Leben für Alle zu produzieren und zugänglich zu machen, ist daher auch eine Revolutionierung des gesellschaftlichen Naturverhältnisses erforderlich. Hierzu ist vorab klarzustellen, dass ‚Natur‘ ein völlig schwammiger Begriff ist. Historisch wurde sie erst dort interessant, wo sie in einen Gegensatz zu ‚Kultur‘ gestellt wurde. ‚Natur‘ ist daher die Fiktion einer nicht-kulturalisierten, nicht-menschlichen ‚Umwelt‘, ähnlich wie ‚Zivilisation‘ in einen Unterschied zu vermeintlicher ‚Barbarei‘ gesetzt wird. Da es heutzutage im Grunde genommen keine ‚unberührten‘ Lebensräume mehr gibt, die nicht direkt oder indirekt durch menschliche Arbeit geformt wurden, wird die Vorstellung von ‚Natur‘ umso merkwürdiger. ‚Natur‘ dient zur Erholung von den negativen Nebeneffekten der individualistischen (Post)Industriegesellschaft, zur Reproduk-tion der Ware Arbeitskraft, als auszubeutende Ressource und ästhetische Inspirationsquelle. In der Moderne nimmt sie diese spezifische Form an, da die Fähigkeiten und Möglichkeiten zur Bearbeitung (und Zerstörung) der Erde eine nie gesehen Intensität angenommen haben, nicht zu Letzt, weil eine allein profitmaximierende Wirtschaftsform sich auf totalitäre Weise alles untertan macht. Die Geschichte der Mitwelt-Unterwerfung ist allerdings eine lange: Auch in vergangenen Zeiten – seitdem sie sesshaft wurden – hatten Menschen Vorstellungen von dem, was nicht ihre Hütten, ihre eingepfählten Dörfer, eingefriedeten Felder und abgesteckten Waldstücke waren. Oftmals waren die Gegenden des Außerhalb mit Furcht verbunden, weil Menschen den physischen Gegebenenheiten wesentlich stärker ausgeliefert waren als heute: Den Stürmen der Meere, den Dürren der Hitzesommer, den wilden Tieren in den Wäldern, dem Frost im Winter. Aus diesem Grund war die Kontrolle über die Widrigkeiten der Mitwelt oder zumindest ihre Eindämmung eine Befreiung von Unsicherheiten und Ängsten. Zugleich nutzen Menschen seit jeher die Ressourcen und Kräfte der Mitwelt zur Ernährung, Energiegewinnung und Sinnstiftung. Da gab es Tiere, Bäume, Wiesen, Berge, Flüsse, Meere und Winde zu denen sich menschliche Kreaturen ins Verhältnis setzten. ‚Natur‘ im modernen Verständnis gab es hingegen nicht.

 

Mit einer anarchistischen Ethik kann es kein ‚Zurück-zur-Natur‘ geben, da diese sich als romantisches Konstrukt herausstellt, welches zudem vorrangig nach der Logik der Ressourcennutzung in Wert gesetzt und bearbeitet wird. Menschen holistisch als mit ihrer Mitwelt inhärent verbunden zu begreifen und das anthropozentrische Weltbild aufzugeben, ist ein schwieriger Prozess, weil die Trennung zwischen Kultur und Natur in die gegebenen Herrschaftsverhältnisse eingeschrieben ist. Einen Baum zu umarmen, in der Erde zu buddeln oder mit dem Kajak einen Fluss herunterzufahren, hebt die Trennung in der Regel nicht auf, sondern verstärkt sie meistens sogar noch. In diesem Zusammenhang lässt sich die Absurdität des hochtechnologisierten Outdoor-Tourismus, mit dem Leute vermeintlich authentische Naturerlebnisse machen können, als Beispiel nennen.

 

Es gibt keine unberührte Natur, sondern nur Hybride aus nicht-menschlichen und menschlichen Tieren, physischen Gegebenheiten und technologischen Artefakten. Daher ist die Rede von ‚dem‘ Menschen, ebenso problematisch. Ich beziehe mich selbst auf diese humanistische Vorstellung, weil ich davon ausgehe, dass menschliche Tiere Bewusstsein, unglaubliche Fähigkeiten zur Formung der Mitwelt, sowie zur Gestaltung ihres Zusammenlebens haben und deswegen Verantwortung übernehmen können. Auch andere Tiere mögen zum Teil eine Sprache haben, äußerst intelligent oder anpassungsfähig sein, sich sozial verhalten und Entscheidungen treffen – andere Tiere als Menschen sind mir jedoch nicht begegnet, welche in die Nähe der Fähigkeit gelangen, den größten Teil des Lebens auf der Erde schlichtweg zu vernichten. Aus diesem Grund setze ich beim ‚Menschen‘ an, weil ich schlecht an nicht-menschliche Tiere appellieren kann und nicht Götter, Geister oder historische Schicksale anrufen möchte. Diese Menschen sind ebenfalls Hybride aus verschiedenstem genetischen Material, einer unglaublichen Anzahl von oft lebensnotwendigen Bakterien, aufgenom-mener Nahrung, technologischen Geräten, kulturellen Erzeugnissen, ihren sozialen Interaktionen und Geschichten. Ich denke, es ist möglich, zum einen das anthropozentrische Weltbild (wo sich Menschen gewaltsam in die Mitte des Kosmos setzen) und zum anderen den Humanismus (welcher Trennungen von Mensch/Nicht-Mensch, Kultur/Natur, Zivilisation/Barbarei zieht), zu überwinden, ohne deswegen menschenfeindlich zu werden.

 

Um das gesellschaftliche Naturverhältnis zu revolutionieren, müssen wir verstehen, dass es sich bei der Mitwelt-Unterwerfung um ein Herrschaftsverhält-nis handelt, dass mit Staat, Kapitalismus und Patriarchat verknüpft ist. Der menschengemachte Klimawandel kann nicht begrenzt, das Artensterben nicht aufgehalten, die Meeres- und Luftverschmutzung nicht rückgängig gemacht, das Waldsterben nicht eingedämmt, die Dünger-verseuchten Böden nicht regeneriert und das Massenabschlachten von Tieren nicht beendet werden, wenn die bestehende Herrschaftsordnung nicht insgesamt überwunden wird. Hierzu gibt es wie gesagt kein Zurück zu einer vermeintlich harmonischen, nicht-entfremdeten, naturverbundenen Vergangenheit. Vielmehr funktioniert dies nur über den Weg einer neuen Gestaltung des gesellschaftlichen Naturverhältnisses. In diesem braucht es eine Anerkennung und Wertschätzung und leider auch den Schutz, von nicht-menschlichen Lebewesen anstatt ihre Abwertung und Verwertung. Menschen haben sich schon mehr als die halbe Welt einverleibt und verhalten sich untereinander oftmals sozial kannibalistisch. Das große Fressen muss ein Ende haben, damit Alle satt werden und ein reiches Leben führen können; damit unsere Mitwelt leben kann – und wir als eigenartiger Teil von ihr. In einer anarchistischen Ethik brauchen wir keine Yoga-Kurse für Manager*innen, keine neoliberalen Achtsamkeitstrainings für Ausgebrannte und keine ‚authentischen‘ Naturerlebnisse. Ein anderes Verhältnis zur nicht-menschlichen Mitwelt lässt sich vielmehr entwickeln, erfahren und erlernen, wenn wir die Herrschaft der Kultur über die Natur als gesellschaftliches Verhältnis angreifen und aufgeben. Dies gelingt jedoch nicht, indem wir Menschen verteufeln, sondern, indem wir ihre schöpferische Gestaltungsfähigkeit betonen, mit der sie die Mitwelt auf eine nicht-zerstörerische Weise bearbeiten und regenerieren können.

 

Zur Ambivalenz der Technologie

Die Neugestaltung des Planeten und die Regeneration der Mitwelt kann heute nur noch – ebenso wie ihre Ausbeutung und Zerstörung – mittels verschiedenen technologischen Projekten geschehen, da es keine Natur mehr gibt, die sich selbst überlassen werden könnte. Dies bedeutet jedoch nicht, dass Technologie die Antwort auf die Probleme und sozialen Kämpfe der bestehenden Gesellschaft ist. Tatsächlich konnten mit Technik noch nie gesellschaftliche Probleme behoben, sondern nur verlagert werden. In der Technik selbst liegt niemals soziale Freiheit, sondern in ihrer gezielten und selbstbestimmten Anwendung zu emanzipatorisch-en Zwecken. Aus dieser Perspektive ist immer zu fragen: Welche Technologien werden von wem mit welchem Interesse entwickelt und verbreitet? Wer verfügt über die Ressourcen, sich bestimmte technologischen Geräte, und Wissens-formen anzueignen? Wer verfügt über die Fähigkeiten, sie überhaupt anwenden zu können bzw. sie nach eigenem Willen souverän anwenden zu können – und nicht lediglich im Rahmen ihrer vorgesehenen Funktionsweise? In einer von Herrschaftsverhältnissen geprägten Gesellschaftsform ist Technologie immer problematisch, weil ihre Funktionsweisen eingeschränkt, ihre Verfügbarkeit und die Fähigkeiten zu ihrer Anwendung äußerst ungleich verteilt sind. Gleichzeitig kann sich im Grunde genommen niemand den sozialen, ökologischen und politischen Folgen von Technikanwendung entziehen.

 

Selbstverständlich gibt es unglaublich viele technologische Entwicklungen, die wir nicht vermissen wollen und sollten: Der medizinische Bereich wäre heute unvorstellbar ohne Röntgengeräte, künstliche Herzklappen, Pharmazeutika, sterile Spritzen oder gezüchtetes organisches Gewebe. Er reduziert für viele die Schmerzen und verlängert ihnen das Leben. Die Mobilität hat einen ungeheuren drive erfahren durch Eisenbahnen, Schifffahrt, Autobahnen und den Flugverkehr. Völlig klar, dass es hierbei neue Formen und auch eine Reduzierung braucht, doch prinzipiell ist die Möglichkeit reisen zu können, eine äußerst positive Sache. Die industrielle Landwirtschaft ermöglichte vielen Leuten anderen Tätigkeiten nachzugehen, ebenso die Automatisierung in der industriellen Produktion. Sie umzustellen, zu dezentralisieren und nach sozialen und ökologischen Gesichtspunkten auszurichten, ist die komplizierte Herausforderung unserer Zeit. Auch Energie kann inzwischen völlig anders gewonnen werden als in früheren Jahrhunderten. Wenn zugleich ihr Verbrauch effektiv reduziert wird, ist eine ökologisch verträgliche Energieerzeugung keineswegs abwegig. Schließlich ermöglichen Technologien uns auch Kommunikation über Grenzen hinweg, ganz neue Formen der Interaktion und die Entstehung des Cyberspace mit seinen vielen Möglichkeiten.

 

In Kürze: Verständlicherweise möchte fast niemand auf technologische Entwicklungen und die damit verbundene Erleichterung und Erweiterung von Lebensmöglichkeiten verzichten. Davon ist aus Sicht anarchistischer Ethik jedoch auch nie die Rede gewesen. Mit dieser geht es darum, Technologien auf eine soziale und ökologische Weise zu entwickeln und anzuwenden, ihre Vorteile allen Menschen zukommen zu lassen, ihren Zweck konsequent an der Förderung des Gemeinwohls und individueller Selbstentfaltungsbestrebungen auszurichten, ihre Nebenfolgen für die Mitwelt und die Veränderung des gesellschaftlichen Miteinanders kritisch abzuschätzen und gegebenenfalls Vorkehrungen zu treffen, damit diese nicht negativ ausfallen. In der anarchistischen Ethik geht es also keineswegs um einen Verzicht, sondern um den Gewinn der Voraussetzungen für ein reiches und gelingendes Lebens für Alle ohne Zerstörung der Mitwelt. Dass viele technischen Innovationen beispielsweise aus dem militärischen Bereich kommen, ist kein Argument für die Rüstungsforschung und -industrie. Denn wie viel mehr und bessere Entwicklungen wären möglich geworden, wenn sie nicht mit dem Ziel der Vernichtung von Leben entwickelt worden wären? Eine nicht auf Zerstörung beruhende und sie verursachende Technologie einzurichten, ist nicht vorrangig eine Frage des Willens oder individueller ethischer Lebensstile, sondern der Auseinandersetzung in brutalen Machtverhältnissen in denen diese ethischen Ansprüche verwirklicht werden können oder nicht. Dabei ist allerdings auch klar, das SUVs, Kerosin-getriebene Linienflugzeuge, Kampfdrohnen, genetisch mani-puliertes Saatgut, Fitness-Tracker und Gesichtserkennungssoftware in Zukunft nur noch im Museum zu finden sein werden. Wir brauchen zukünftig keine Smartphones direkt ins Gehirn implantiert, wenn sie heute kaum jemand selbst-bestimmt nutzen kann. Wir brauchen keine genetisch manipulierten Kreaturen, wenn die genetische Vielfalt jeden Tag weiter vernichtet wird. Wir brauchen keine Selektion von ‚vorteilhaften‘ Genen von ungeborenen Kindern auf Bestellung der Eltern, wenn in der heutigen Gesellschaft nicht die Würde aller Menschen, unabhängig von ihrer körperlichen und geistigen Bedingtheit, gewährleistet wird.

 

Solange es Herrschaft gibt, wird sich diese in Technologie einschreiben. Technik ist deswegen per se niemals neutral, auch wenn uns das häufig so vermittelt wird. Sie hat eine Eigendynamik und enorme Auswirkungen auf das Zusammenleben in Gesellschaft, die oftmals nur nachträglich dilettantisch bearbeitet werden. Hierin liegen auch ganz neue Möglichkeiten der Manipulation, Abhängigkeit, Unterwerf-ung und Ausbeutung von Menschen, die ihnen noch als ‚Freiheit‘ erscheinen. Deswegen sind bestehende Technologien zu hacken und möglichst herrschaftsfreie Varianten zu entwickeln. Dies betrifft uns alle, nicht nur die sogenannten Nerds, denn wir nutzen alle Technologie und sind teilweise auch Expert*innen in einigen ihrer Formen.

 

Konsumverhalten und alternative Lebensstile

In der anarchistischen Ethik geht es um die individuelle Verantwortung für sich selbst, die Anderen und das Gemeinsame, wie auch die kollektive Verantwortung gegenüber den Einzelnen und der Mitwelt. Verantwortung ist dabei direkt mit einem Bewusstsein über sich selbst und der Bestimmung über sich selbst verknüpft. Sie hat bestimmte Voraussetzung, die angeeignet und erlernt werden können. Weil Anarchist*innen versuchen diese Verantwortlichkeit im Rahmen der ihnen aufgedrückten Bedingungen selbst zu übernehmen, beginnen sie auch auf die eine oder andere Weise, anders zu leben. Hierbei geht es nicht darum, moralisch besser als Andere sein zu wollen, sondern die eigenen Ansprüche nicht auf Andere abzuwälzen und sie selbst umzusetzen. Taten sind gewissermaßen auch in diesem Zusammenhang wichtiger als Worte. Der praktisch-ethische Versuch, ein gelingendes, reiches, schönes und erfülltes Leben zu gestalten, entspricht dem ‚egoistischen‘ Wunsch, dass dies uns zusteht – weil es Allen zustehen sollte. Es gibt in dieser Hinsicht selbstverständlich keine klar definierbaren Maßstäbe, worin dies besteht, sondern unterschiedliche Positionen und Versuche, um die auch gestritten werden muss. Wer von einer bestimmen ethischen Einstellung überzeugt ist, wird sie jedoch im Sinne der anarchistischen Ethik Anderen nicht aufzwingen, sondern sie zu überzeugen versuchen. Und Überzeugung geschieht vor allem dann, wenn Andere sehen, dass der gewählte Lebensstil einer Person ihr selbst entspricht und wirklich gut tut. Diese Erfahrung ist allerdings schwer vermittelbar.

 

Um ein persönliches Beispiel zur Veranschaulichung zu bringen: Für mich selbst war es vor vielen Jahren ein unglaublicher Freiheitsgewinn, kein Fleisch mehr zu essen. Ich empfand das nie als Einschnitt in meine ‚Freiheit‘ und nie als Zwang, den ich mir aus schlechtem Gewissen selbst auferlegt habe, sondern ganz im Gegenteil als große Bereicherung. Ich habe daraus nie eine Identität machen wollen. Da das in meinem Umfeld aber eher selten war, strickten mir andere daraus eine Identität. Ich war dann ‚Vegetarier‘, sie hingegen ‚normal‘. Abgesehen davon, dass ich mich damit nicht identifizieren wollte, wollte ich mich auch nicht groß weiter mit der Thematik beschäftigen. Mir reichte es zu wissen, welch widerliches Leid die Ausbeutung von Tieren verursacht, auch wenn dies – wie so vieles – permanent verdrängt und zynisch gerechtfertigt wird. Dies hatte aber auch den Grund, dass ich wusste, dass Argumente eigentlich fast niemanden überzeugen. Argumente überzeugen erst dann, wenn Menschen dafür bereit und offen sind, sich überzeugen zu lassen. Dafür muss allerdings ziemlich viel geschehen bzw. müssen sie zumeist eine sehr spezifische Haltung mitbringen, nämlich die Bereitschaft über ihre Grundwerte zu reflektieren, was immer auch mit Verunsicherung verbunden ist. Mich überzeugte in diesem Zusammenhang nicht, vegan zu leben. Das ist inkonsequent. Wenn ich für die Abschaffung der Ausbeutung von Tieren eintrete, stimmt es, dass dies mit weit mehr verbunden ist, als keine ermordeten Tiere zu essen. Dennoch bin ich nicht bereit diesen Schritt zu gehen, nicht, weil ich nicht genug weiß und nicht, weil ich zu ignorant oder willensschwach bin. Sondern ich habe einfach keine Lust dazu. Eigener Anspruch und Wirklichkeit klaffen also in diesem Beispiel nicht so weit auseinander, weil mein Anspruch nicht darin besteht, dass Leid der (Tier=)Welt durch mein eigenes Verhalten aufhalten zu müssen. Das wäre ein starker ethischer Anspruch, den ich bei Leuten sehr respektiere und würdige, die ihn haben und einlösen wollen – doch mich würde er erdrücken. Ich handle nicht aus schlechtem Gewissen, sondern aus der Freiheit heraus, einen Unterschied zu machen, den ich als ethisch gut bewerte und der auch leicht umzusetzen ist. Denn ich weiß, in jeglicher Hinsicht kann ich nur unter sehr begrenzten Rahmenbedingungen Veränderungen bewirken. Deswegen müssen diese Bedingungen grundlegend verändert werden. In den Grenzen, in denen mir das möglich ist und ich es selbst als sinnvoll bewerte, bin ich allerdings gefragt zu überlegen, wie ich selbst leben will und was die Folgen meines Lebensstiles sind. Auch wenn ich das ungern über eine staatliche Regulierung sehen würde, wäre es für mich deswegen – als Zwischenschritt – völlig okay, wenn tierische Produkte wesentlich teurer wären und deswegen insgesamt viel seltener konsumiert werden würden. Genauso sollten Billigflüge und Wegwerfprodukte nicht einfach selbstverständlich sein. Sie stellen keine Lebensqualität an sich dar, sondern lediglich die Kompensation entfremdeter Lebensbedingungen. Hier kommt dann allerdings die Klassenfrage hinzu: Ohne Enteignung und Umverteilung werden die ökonomisch Privilegierten immer wesentlich mehr Dinge konsumieren, die in der Regel auch ökologisch und sozial zerstörerischer sind, als die Massenware.

 

Ein weiteres persönliches Beispiel zum Thema ‚alternative Lebensstile‘: Lange Zeit lief ich so rum, wie man es – etwas zugespitzt formuliert – als Kartoffelsack-Style beschreiben könnte. Also ziemlich abgeranzt und ungepflegt, vor allem aber ohne Markenklamotten und sonstige Status symbolisierende Accessoires. Ich war definitiv nicht cool. Sicherlich lehnte ich ‚Mainstream‘-Kram ab und war auch materiell gesehen arm. Meiner Selbstwahrnehmung nach war ich mir damit selbst treu, weil mir mein Äußeres weitestgehend egal war und ich vor allem darüber nicht definiert werden wollte. Dennoch habe ich mir damit selbst etwas vorgemacht: Zunächst ist es eine soziale Tatsache, dass Menschen zu einem gewissen Grad immer nach Äußerem urteilen. Wenn ich das scheiße finde, hätte ich selbst das noch weniger tun sollen, als ich es tat. Für sich selbst einen Stil zu finden, ist weiterhin Zeichen des Kümmerns um sich selbst (was unabhängig vom jeweiligen Stil bei anderen den Eindruck erzeugt, das die Person soweit klarkommt und keine Belastung darstellt). Einen Ausdruck dafür zu suchen, was einem innerlich entspricht, hat jedoch auch Aspekte der eigenen Lebensgestalt-ung, die von Selbstbestimmung zeugt, wenn sie nicht lediglich adaptiert, sondern selbst entwickelt wird. Schließlich gibt es letztendlich nicht ‚keinen‘ Style. Die Ablehnung von Stilen und Konventionen insgesamt – und sei es in ihren linken oder ‚alternativen‘ Varianten - zeugt möglicherweise vom größten Stil-Bewusstsein überhaupt. Vielleicht auch von der Vorstellung, sich so besonders, wunderlich und ausgeschlossen zu fühlen, dass man glaubt, auf alles scheißen zu können (und zu müssen).

 

Was ich damit sagen will ist: Die bloße Ablehnung von verschiedenen anerkannten Lebensstilen aus ethischen Gründen („Ich bin kein Konsumidiot“, „Ich will Menschen nicht an Äußerlichkeiten messen“, „Ich lehne die pseudo-individuelle Massengesellschaft ab“ etc.), führt keineswegs zu einer selbstbestimmten Gestaltung der eigenen Seinsweise, die eine wünschenswerte Selbstsorge umfasst und gleichzeitig ein ethisch erstrebenswertes Ziel für sich darstellt. Dazu war der Kleidungsstil nur ein Beispiel, es lässt sich auf alle bewussten und unbewussten Ausdrucksformen beziehen. Für die Entwicklung ‚alternativer‘ (im ethischen Sinne als Suche nach schönen und erfüllenden) Lebensformen, sind eigene Ausdrucksformen äußerst wichtig – nicht nur individuell, sondern für eine Szene, die bestimmte ethische Ansprüche hat. Es gilt also etwas anderes, eigenes, zu entwickeln. Etwas, wodurch viele Menschen tatsächlich anders leben und sein können – ohne deswegen in bloßer Ablehnung zu verharren oder doch wieder die kapitalistische, entfremdende Mainstream-Kultur zu bestätigen. Bloße Abweichung oder Rebellion für sich genommen dienen noch keineswegs emanzipatorischen Zielen.


Gegrüßet seist Du Freya, voll der Gleichheit

 

Waren germanische Göttinnen die Garantinnen egalitärer und demokratischer Gesellschaften? Eine religionsgeschichtliche Auseinandersetzung mit dem Artikel „Auf den Spuren der Frau Holle – Geschichtsauseinandersetzung im Naturpark“, Gai Dao No 111 11/2020

 

Von: Vincent Heßelmann

 

In der Gai Dao No 111 11/2020 ist ein interessanter Beitrag des Kollektivs Geschichte & Widerstand erschienen. Unter dem Titel „Auf den Spuren der Frau Holle – Geschichtsauseinandersetzung im Naturpark“ widmen sich die Autor*innen dem Entwurf einer Gegengeschichtsschreibung, deren Ziel es ist, verschüttete Rückstände matriarchaler Gesellschaftsstrukturen im deutschsprachigen Raum und darüber hinaus zu rekonstruieren. Dazu wird zentral die Sagengestalt der Frau Holle in ihrer regionalen Verankerung um den Hohen Meißner herangezogen und mit anderen religionsgeschichtlichen Versatzstücken ergänzt. Zusätzlich dazu wird ein Plädoyer für die Rehabilitation des Heimatbegriffs im Deutschen abgegeben, das seine Basis ebenfalls in der Lokalgeschichte des Hohen Meißner findet. Während auch über den Heimatbegriff und seine Verwendung in der Linken sicher gestritten werden kann, gilt mein Interesse insbesondere der im Text eingenommenen religionswissenschaftlichen Perspektive. Ich sehe einige Schwierigkeiten mit den dort vertretenen Thesen und bin mir unklar über die politisch-strategische Stoßrichtung der daraus resultierenden Gegenerzählung. 

 

Deshalb möchte ich einige meiner Bedenken in Bezug auf die Argumentation in Auf den Spuren der Frau Holle erklären. Da aber bloße  – und vermeintliche – Besserwisserei meistens wenig produktiv ist, sehe ich in dem Artikel eine Gelegenheit für einen Beitrag zur Diskussion des Begriffs und der Bedeutung der Religion für die anarchistische Bewegung. Wenn alles gut läuft, entsteht anschließend an diesen Beitrag also eine kleine Serie von Artikeln, in denen sowohl wesentliche anarchistische Positionen zur Religion dargelegt werden, die Theoretiker*innen in der Vergangenheit entwickelt haben, als auch eine Neubewertung dieser Positionen im Angesicht unserer aktuellen strategischen Situation vorgeschlagen werden kann. 

 

Die Argumentation in Auf den Spuren der Frau Holle 

In Auf den Spuren der Frau Holle präsentieren sich mir vier wesentliche Thesen: A) Göttinnen bedeuten Naturverbundenheit; B) Göttinnen bedeuten demokratische Gesellschaftsorganisation; C) der Heimatbegriff sollte in der Linken rehabilitiert werden; D) Zivilisation bzw. „kapitalistische Moderne“ bedeutet Ausbeutung und Unterdrückung. Empirische Basis für die Thesen A, B und D bildet eine Rekonstruktion germanischer Religionsinhalte und deren heutiger Verbleib in Spuren wie der Sagengestalt der Frau Holle. Dem wird die Geschichte einer „Christianisierung Europas“ und der Entwicklung der „kapitalistischen Moderne“ als Negativfolie gegenübergestellt.  

 

Zentraler Aspekt der Darstellung germanischer Religion ist dabei die Rolle weiblicher Gottheiten und Priester*innen, die als Beleg für eine ursprüngliche, matriarchale und demokratische Organisationsstruktur der germanischen Gesellschaft (und andeutungsweise anderer Gesellschaften) herangezogen werden. Dazu dient die Nennung verschiedener weiblicher Gottheiten germanischer Kultzusammenhänge, etwa Borbet, Freya, Hel und Ambet. Die genannten Gottheiten hätten dabei in der germanischen Überlieferung nicht als Herrscherinnen über der Gesellschaft gestanden, sondern diese begleitet und ergänzt. Priester*innen seien dabei als religiöse Spezialist*innen für die Repräsentation göttlicher Autorität innerhalb der Gesellschaft zuständig gewesen, etwa in Form von Richt- und Schlichtungsgewalt. Das Fortbestehen von Sagengestalten wie Frau Holle wird als Widerlegung einer „Geschichtsschreibung über die ‚abgeschlossene‘ Christianisierung“ aufgefasst, da es Beleg für einen nicht-christlichen, anti-patriarchalen und demokratisch verfassten Volksglauben ist. Im letzten Abschnitt des Textes wird schließlich noch die Einbettung dieser religionsgeschichtlichen Entwicklungen in eine Großerzählung angedeutet. In dieser habe über einen Zeitraum von 5.000 Jahren die „Zivilisation“ als äußere Kraft eine ursprünglich demokratisch organisierte „Gesellschaft“ verdrängt oder überformt, um die „Kapitalistische Moderne“ als umfassenden Unterdrückungszusammenhang hervorzubringen.  

 

Eine wackelige Gegenerzählung

Insgesamt erscheint mir die Evidenzbasis der in Auf den Spuren der Frau Holle präsentierten Gegenerzählung löchrig. So sind die genannten germanischen Gottheiten zwar durchaus belegt, jedenfalls Freya und Hel, doch nimmt der Text keine weitere Bestimmung ihrer kultischen Rollen vor oder verortet sie regional oder zeitlich. Das Gleiche gilt für die Priester*innen, die es mit großer Sicherheit in germanischen Kultzusammenhängen gegeben hat, deren gesellschaftliche Stellung allerdings örtlich und zeitlich sehr variiert haben dürfte; die historische Forschung betont überwiegend den Mangel an schriftlichen und materiellen Quellen, die hierüber befriedigenden Aufschluss geben könnten.1

 Die Erwähnung anderer verbreiteter weiblicher Gottheiten wie Nerthus oder der in ganz Europa nachweisbaren germanischen Matronenanbetung bleibt aus. Dass der relativ gut dokumentierte germanische Nerthuskult  unerwähnt bleibt, muss verwundern, da er hervorragend zur Bestätigung der These eines stärker naturverbundenen Göttinnenkults herangezogen werden könnte.2

  

 

Die These A) „Göttinnen bedeuten Naturverbundenheit“, wird in erster Linie durch einen Verweis auf die Rolle Freyas als Fruchtbarkeitsgöttin belegt. Darüber hinaus gibt es den sehr allgemeinen Hinweis, das Wort für Erde sei „in allen Sprachen weiblich“. Die Beweisführung ist hier insofern unbefriedigend, da für den germanischen Religionsraum auch die Verbindung von männlichen Gottheiten mit Natur- und Wachstumsphänomenen nachweisbar ist, so etwa von Donar mit dem Donner und Gewitter oder Wodan mit Wachstum und Wundheilung. Zugleich ist mit Hel im Text eine Gottheit genannt, die als Herrscherin über ein dunkles Totenreich keinen besonderen Bezug zu Naturphänomenen aufweist, während die im Text nicht erwähnten Walküren im engen Zusammenhang mit dem dezidiert zivilisatorischen Phänomen der Kriegführung stehen.3

 Die in diversen religiösen Traditionen nachweisbare Verbindung von weiblichen Gottheiten und Fruchtbarkeit tritt speziell in neolithischen Gesellschaften mit einer agrarischen Reproduktionsbasis auf und steht mithin weniger mit der Natur im Allgemeinen als speziell mit der Verbindung aus Landwirtschaft und Geburtenförderung in Zusammenhang.4

 Damit bietet sich eher eine Deutung an, die klassische Bilder von Göttinnen und Frauen als fruchtbare Gebärende im Kontext zivilisatorischer Naturgestaltung versteht – und somit kaum als Grundlage einer anti-patriarchalen Gegengeschichte. 

 

Die These B) „Göttinnen bedeuten demokratische Gesellschaftsorganisation“, bleibt weitgehend unbelegt. Als Argument dient der Verweis auf die Rolle der Göttinnen nicht als Herrscherinnen, sondern Teil der Gesellschaft und der damit einhergehenden Funktion ihrer Priester*innen. Wie bereits oben erwähnt, gibt es wenig gesicherte Erkenntnisse über diese gesellschaftlichen Funktionen. Dass im germanischen Kultzusammenhang ein kategorischer Unterschied zwischen der Rolle weiblicher und männlicher Gottheiten bestanden hätte, lässt sich derzeit nicht nachweisen.5

 Der Artikel argumentiert weiter mit dem Ritual und sozialen Verhältnis einer „Heirat“ von Göttin und Stammesoberhaupt, die in der Verbindung mit einer Priesterin der Göttin realisiert wurde. In welcher Region und welcher Periode germanischer Geschichte dieses Phänomen nachgewiesen wurde – insbesondere nord- oder südgermanischer Raum, vor oder nach dem römischen Kontakt, vor oder nach dem christlichen Kontakt –, verschweigt der Text leider, sodass eine genauere Betrachtung und Einordnung dieses Kultes nicht möglich ist. Frau Holle kann als Vertreterin der demokratischen Gesellschaft inszeniert werden, indem sie einen Widerpart zum patriarchal-christlichen Gesellschaftsbild darstellt. Zugrunde gelegt wird hier ein wenig genaues „Bild von der Christianisierung Europas“, das allerdings eben gerade unzutreffend sei. Der Text lädt hier zur Frage ein: „Welches Bild?“, widmet sich dem jedoch nicht. So entsteht ein klassisches Strohmann-Argument, bei dem eine Auffassung erfunden wird, die anschließend mit der eigenen Position widerlegt werden kann. Als Krönung dieses Bildes tritt die Hexenverfolgung auf, wobei im Text mit exorbitanten Opferzahlen hantiert wird.6

 Tatsächlich stellt auch äußerst affirmative Forschung zur europäischen Christianisierung diesen Prozess in erster Linie als eine Ausbreitung des kirchlichen Netzes von Herrschaftsanspruch und Infrastruktur dar, bei der der alltägliche Glaube des Großteils der Bevölkerung nicht von zentraler Bedeutung war.7

 Dass indessen nicht-christliche Gesellschaftsordnungen Mitteleuropas auch nicht-patriarchal, demokratisch oder gar matriarchal waren, bedürfte einer eigenen Beweisführung; nicht zuletzt, weil in germanischen Gesellschaften die Sklaverei, also der Besitz an Menschenleben, eine selbstverständlich anerkannte Institution war.8

   

 

Die abschließende These D) „ Zivilisation bzw. „Kapitalistische Moderne“ bedeutet Ausbeutung und Unterdrückung“, kommt ohne jede Argumentation und Beweisführung aus. Bemerkenswert ist dabei einerseits die Gegenüberstellung der Begriffe „Zivilisation“ und „Gesellschaft“, wobei die Zivilisation für umfassende Unterdrückungszusammenhänge, die Gesellschaft jedoch für einen demokratischen Urzustand steht. Andererseits wird für den Widerstreit der beiden ein Zeitrahmen von ungefähr 5.000 Jahren angegeben. Damit umfasst der Zeitraum die bronzezeitliche, eisenzeitlich-keltische und germanische Besiedlung Mitteleuropas sowie schließlich den wachsenden Einfluss Roms mit jeweils tiefgreifenden Veränderungen der religiösen, wirtschaftlichen und sozialen Struktur der ansässigen Gesellschaften – und das nur für den Bereich vor der Zeitenwende. Wer repräsentiert hier die schädliche „Zivilisation“, die als äußere Kraft in die demokratische „Gesellschaft“ eindringt? Und in welchem Zusammenhang steht diese Geschichte zur „Kapitalistischen Moderne“?  

 

Der anarchistische Blick auf Religionen

Auf den Spuren der Frau Holle konstruiert mit den Thesen A) und B) ein empirisch nur schwer zu belegendes Bild einer demokratischen und nicht-patriarchalen Gesellschaft. Dabei wird mangels überzeugender Belege auf ein verzerrtes Gegenbild der Christianisierung Europas zurückgegriffen, das keine Basis für eine historisch-kritische Betrachtung der Rolle verschiedener religiöser Traditionen bei der Gestaltung von Gesellschaften bietet. Dieses Bild wird mit These D) in den Dienst einer allgemeinen Zivilisationskritik gestellt, die dadurch ohne die Betrachtung materieller Lebensumstände eine kategorische Verwerfung der Moderne erlaubt. Damit wird feministische Gesellschaftskritik rückprojiziert auf eine Vergangenheit, die es so nicht gegeben hat. Das hilft einem Verständnis der sowohl unterdrückerischen als auch emanzipierenden Potenziale von Religionen nicht weiter, sondern verstellt unseren Blick auf deren Wirkungen. Dem Text liegt darüber hinaus die Annahme zugrunde, Religiöse Traditionen und Gesellschaftsordnungen, in denen sie auftreten, hätten ein spiegelbildliches Verhältnis. Allerdings ist die Wechselwirkung zwischen Religionen und den sozialen Realitäten, in die sie eingebettet sind, meist wesentlich komplexer; Religionen können eine kanalisierende oder kompensierende Umkehrung tatsächlicher gesellschaftlicher Verhältnisse darstellen, sie können eine idealisierende Projektion jenseits der Realität sein, schließlich sind sie immer auch Teil der durch Kämpfe und Konflikte geprägten Gesellschaft und als solcher uneindeutig und widersprüchlich.9

 

 

Statt die Religionsgeschichte und unsere Begriffe von Religion für eine anti-zivilisatorische Verklärung der Vergangenheit zurechtzubiegen, halte ich es für sinnvoll, die historische anarchistische Auseinandersetzung mit der Religion zu rekonstruieren. Anschließend möchte ich versuchen, Begriffe zur Verfügung zu stellen, mit denen Anarchist*innen eine Klärung der eigenen Position zu den religiösen Traditionen unserer gesellschaftlichen Umwelt ermöglicht wird. 


Alles für alle und zwar umsonst – Freie Software und Anarchismus

 

Dieser Artikel erschien zuerst am 28.10.2013 auf linksunten.indymedia.org. Durch das Verbot von linksunten im Sommer 2017 verschwand er wie tausende andere in den Tiefen des Internets.¹ Darum und weil er eine Auffrischung und ein paar Erweiterungen benötigte, erscheint er hier in aktualisierter Fassung.

 

Von: nigra

 

„Die Freie-Software-Bewegung ist die radikale, anarchistische Kritik an der heutigen Ordnung des geistigen Eigentums, nicht nur in der liberalen Gesellschaft Amerikas, sondern an dessen Ordnung in der ganzen globalisierten Welt.“²  

 

Mein erster bewusster Kontakt mit Freier Software wurde aus der Not heraus geboren: Nach einer Hausdurchsuchung vor einigen Jahren und der damit einhergehenden Beschlagnahme unseres unverschlüsselten Wohngemeinschaftscomputers (wir waren damals die absoluten Computer-Dummies), begann ich mich als Computerlaie mit Datensicherheit und Verschlüsselung zu beschäftigen. Ich wollte für zukünftige Besuche unserer Freund*innen und Helfer*innen gewappnet sein und den Staatsschergen den Zugang zu meinen Daten erschweren, ja unmöglich machen. So kam ich bald  zum Gnu/Linux-Betriebssystem Ubuntu, das von Haus aus eine Verschlüsselung des gesamten Systems anbot und immer noch anbietet. Innerhalb weniger Tage stieg ich komplett auf Ubuntu um (inzwischen nutze ich das freiere Debian Gnu/Linux ) und kam so in den Genuss eines sicheren Systems, das es mir mit seinen unzähligen Programmen und Angeboten ermöglichte, verschlüsselt zu Mailen und zu chatten und meine Daten vor dem Zugriff Dritter effizient zu schützen. Erst nach und nach wurde mir klar, dass mir mit Gnu/Linux ein Betriebssystem auf der Festplatte lag, das durch die Philosophie der Freien Software und die Arbeitsweisen ihrer Communities viele Anknüpfungspunkte zum Anarchismus hat.

 

 

Geschichte der Freien Software 

 

“Ich tendiere mehr zu der linken anarchistischen Idee, daß wir uns freiwillig zusammensetzen und ausdenken sollen, wie wir durch Zusammenarbeit für alle sorgen können.”         [Richard Stallman] 

 

Die Geschichte der Freien Software reicht bis in die 1960er Jahre zurück und ist eng mit dem Namen Richard Stallman, der sich nicht als Anarchist versteht und sogar den Staat verteidigt³, verbunden. Stallman ist nicht der Erfinder der Freien Software. Software war bis Ende der 1960er Jahre grundsätzlich – wenn auch nicht absichtlich – frei. Das hieß, ihr von Menschen lesbarer Quellcode war jeder Person frei zugänglich. Sie folgte der akademischen Überzeugung, dass Wissen offen zugänglich sein sollte, da nur so wissenschaftliches Arbeiten möglich wäre. Programmierer*innen und Wissenschaftler*innen teilten frei und ungezwungen den Quellcode jeglicher Software. Des weiteren war die Software bis dahin eher ein Beiwerk zur teuren Hardware.

Stallman war der erste, der die Problematik der sich immer mehr ausbreitenden Unsitte der geschlossenen, jemensch gehörenden (also proprietären) Software erkannte, benannte und anprangerte. Gleichzeitig begann er, sich bewusst mit der gesellschaftlichen, kulturellen und ökonomischen Dimension von quelloffener Software zu beschäftigen. Nachdem er im Jahr 1984 das GNU-Projekt gegründet hatte, folgte ein Jahr später die Free Software Foundation (FSF), die seither weltweit für Freie Software und gegen z.B. Softwarepatente oder das Digital Rights Management (DRM) kämpft.

Als dann im Jahr 1991 der finnische Student Linus Torvalds die erste Version des Betriebssystemkerns Linux (Linux-Kernel) veröffentlichte, diese später unter die GPL-Lizenz stellte und in den folgenden Jahren das Internet rasant an Fahrt gewann, waren der Entwicklung Freier Software kaum noch Grenzen gesetzt. Tausende von Menschen programmierten, was das Zeug hielt und schufen viele nützliche Anwendungen. Heute existieren weit über hundert verschiedene GNU/Linux-Distributionen, vom einsteiger*innenfreundlichen Linux  Mint bis hin zum hochspezialisierten Scientific Linux, das unter anderem im Forschungszentrum Cern Anwendung findet. Hinzu kommen abertausende von einfachen und hochkomplexen Anwendungen.

In der Geschichte der Freien Software wird die Ablehnung von Geheimwissen und geistigem Eigentum deutlich. So wurde bewusst das erlangte Wissen für alle offen zugänglich gemacht oder auf Anfrage weitergereicht und bei Problemen gemeinsam an deren Lösung gearbeitet. Solidarisches Handeln war eine Selbstverständlichkeit. Und so wird es auch heute noch gehandhabt.

 

 

Die Definition Freier Software 

 

Freie Software unterliegt einer klaren Definition, die in vier Freiheiten (0-3) gegliedert ist4:

 

„Ein Programm ist freie Software, wenn Nutzer des Programms die vier wesentlichen Freiheiten haben:  

 

	Die Freiheit, das Programm für jeden Zweck auszuführen (Freiheit 0).  



	Die Freiheit, die Funktionsweise des Programms zu untersuchen und eigenen Bedürfnissen der Datenverarbeitung anzupassen (Freiheit 1). Der Zugang zum Quellcode ist dafür Voraussetzung.  



	Die Freiheit, das Programm weiterzuverbreiten und damit seinen Mitmenschen zu helfen (Freiheit 2).  



	Die Freiheit, das Programm zu verbessern und diese Verbesserungen der Öffentlichkeit freizugeben, damit die gesamte Gemeinschaft davon profitiert (Freiheit 3). Der Zugang zum Quellcode ist dafür Voraussetzung.“ 

 





Aus anarchistischer Sicht finde ich die Freiheiten zwei und drei besonders interessant : „...und damit seinen Mitmenschen zu helfen“ und „...damit die gesamte Gemeinschaft davon profitiert“. Hier wird das Prinzip der Solidarität, der gegenseitigen Hilfe deutlich, das also in der Definition von Freier Software schon fest verankert ist. 

Immer wieder für Kritik sorgt Freiheit 0, die Freiheit, das Programm für jeden Zweck ausführen zu dürfen. Das schließt wirklich alles ein, also auch z.B. die militärische und polizeiliche Nutzung. So steigt die russische Armee auf das debianbasierte Astra Linux um5 – weil Microsofts Windows zu unsicher sei. Die niedersächsische Polizei stieg aus Kosten- und Sicherheitsgründen schon 2003 auf Linux um6 und die französische Gendarmerie nutzt seit 2007 das auf Ubuntu basierende GendBuntu7.  US-Militärdrohnen fliegen auf Basis des Linux-Kernels.8 Versuche, enstprechende Ausschlussklauseln (Non Military, Non Intelligence) oder – positiv formuliert – Zivilklauseln in die Freie Software-Lizenzen einzubauen, scheitern regelmäßig. Stallman argumentiert z. B., dass wir auch die Nutzung von Stiften, Telefonen und Schreibmaschinen nicht reglementieren könnten, nur weil sie auch für schlimme Zwecke benutzt würden.9  

Der oftmals synonym benutzte Begriff Open Source-Software ist auf rein technischer Basis deckungsgleich mit Freier Software. Die dahinterstehende Philosophie legt aber keinen Wert auf den Begriff der Freiheit, klammert diesen sogar absichtlich aus, um niemanden zu verschrecken und marktfähiger zu sein. Die Vertreter*innen der Freien Software-Bewegung argumentieren, dass es aber diesen Begriff der Freiheit braucht, um das Wesen der Sache zu verdeutlichen und politische Bedeutung zu behalten. Seit einigen Jahren wird vermehrt die diplomatische Abkürzung FOSS oder FLOSS benutzt: Free (Libre) Open Source Software benutzt.

Des weiteren gibt es die sogenannte Freeware. Diese ist zwar kostenlos (frei wie in Freibier), aber ihr Quellcode ist meist geschlossen und proprietär.

 

Auch Freie Software unterliegt Lizenzen 

 

„Lizenzen? Was kümmern mich die? Als Anarchist*in nutze ich halt gecrackte proprietäre Programme.“ Das ist eine u.a. auch aus finanzieller Sicht verständliche und von vielen praktizierte Herangehensweise. Vielleicht auch mit dem Hintergedanken, dass mensch Microsoft und Co. eins auswischen würde. Oder einfach aus Bequemlichkeit und Gewohnheit heraus. Also, wofür braucht eine Freie Software-Bewegung Lizenzen? Sind Lizenzen nicht per se Einschränkungen von Nutzungsmöglichkeiten? Nicht im Fall der Lizenzen, die für Freie Software entwickelt wurden. Sie garantieren den Fortbestand der gewährten Freiheiten innerhalb des bürgerlichen Rechtsstaates und der  kapitalistischen Verwertungslogik. Das heißt zum Beispiel, dass ein einmal unter der GPL-Lizenz veröffentlichtes Programm, immer frei bleiben wird und auch alle Programme, die daraus weiterentwickelt werden. 

 

Hier ein paar Beispiele:

 

Die Lizenz GPL 

„Die GNU General Public License – die Allgemeine Öffentliche GNU-Lizenz – ist eine freie Copyleft-Lizenz für Software und andere Arten von Werken.“10 

Die GPL ist sicher die bekannteste Lizenz, die das Copyleft garantiert. Formuliert wurde sie 1989 von Richard Stallman für sein GNU-Projekt, um zu sichern, dass die darin enthaltene Software frei bleibt.

 

Die Copyleftklausel

„Copyleft ist eine allgemeine Methode, ein Programm (oder anderes Werk) frei zu machen und zu verlangen, dass alle modifizierten und erweiterten Programmversionen ebenfalls frei sind.“11 Copyleft ist keine Lizenz, sondern ein wichtiger Bestandteil vieler Lizenzen, die bestimmte Freiheiten garantieren sollen. 

 

Die Lizenz WTFPL (Do What The Fuck You Want To Public License)

Im Gegensatz zu allen anderen Lizenzen, die den Nutzer*innen die Freiheiten der Werke gewährleisten wollen, besteht die WTFPL nicht aus unzähligen Paragrafen, sondern nur aus einem Satz: „0. You just DO WHAT THE FUCK YOU WANT TO.“12 Sinngemäß in etwa „ Du machst einfach, was du verdammt nochmal tun willst.“. Die WTFPL kommt nur sehr selten zum Einsatz.

 

Es gibt ca. 30 Lizenzen für freie Inhalte. Diese beschränken sich schon lange nicht mehr nur auf Software, sondern befassen sich mittlerweile mit Kunst, Musik, Literatur, Wissenschaft und Technik. Besonders hervorzuheben sind hier die verschiedenen Creative Commons-Lizenzen.13 Natürlich bewegen sich die Lizenzen innerhalb des Rechts des jeweiligen Staates und sie sind nicht frei von Fehlern. Aber ich sehe sie als eine Art Notwehr an. So wie wir oft auch vor Gericht mit Paragrafen und Recht argumentieren, um uns zu verteidigen, so nutzen wir auch hier die Spielräume, die uns eingeräumt werden.  

 

 

Die Verbreitung Freier Software 

 

Um Freie Software zu nutzen, muss mensch kein Computernerd sein und auch nicht GNU/Linux auf  dem PC installiert haben. Unzählige Programme verrichten unbemerkt von den Nutzer*innen ihre Arbeit in DSL-Routern, auf Servern, in Fernsehgeräten, Smartphones, DVD-Playern, Supermarktkassen und vielen anderen elektronischen Produkten.

Millionen Menschen nutzen z.b. den Internetbrowser Firefox, den Emailclienten Thunderbird, die Büropakete Openoffice oder Libreoffice, das Bildbearbeitungsprogramm Gimp, das Desktop Publishing-Programm Scribus (auch diese Zeitschrift wird damit erstellt.), die Blogsoftware Wordpress, die Filehosting Software Nextcloud, das Content Management System Drupal und zig weitere. Die millionen Server, die das Internet bilden, werden zu einem Großteil mit Freier Software, meist Apache, betrieben. Milliarden Smartphones laufen mit dem unfreien aber auf dem Linux-Kernel basierenden Android von Google. Immer mehr nutzen entgooglete, freie Androidversionen, wie z. B. LineageOS, /e/ OS oder CalyxOS.14 Zunehmend mehr Menschen nutzen komplette Betriebssysteme, die weitestgehend frei sind: GNU/Linux und seine Distributionen wie Linux Mint, Ubuntu, Debian Gnu/Linux , Open Suse, Arch Linux und viele andere. Menschen, die darauf angewiesen sind, dass sie keine oder kaum Spuren im Netz hinterlassen, nutzen das auf Anonymität und Privatsphäre fokussierte Linux-Live-System Tails.15  

Freie Software ist also weiter verbreitet, als die meisten Menschen annehmen würden. Das sagt aber noch nichts über ihre gesellschaftliche Wirkung aus. Diese kann sich erst dann entfalten, wenn die Menschen Freie Software mit Absicht nutzen, verbreiten und sich ihrer Freiheit bewusst sind.

Das tun z.B. linke und anarchistische Tech-Kollektive (Riseup, Autistici/Inventati, Disroot, Immerda, Calyx Institute...). Sie bieten Dienste, die auf Freier Software basieren, für (nicht nur) politische Einzelpersonen und Gruppen an. Sie tun das, weil sie den gesellschaftlichen Wert von Freier Software erkannt haben: Sie ist eines von vielen Werkzeugen im Kampf gegen die herrschenden Verhältnisse. 

Eine kritische Auseinandersetzung mit Technologie und der digitalisierten Gesellschaft ist hier wichtig. Wer denkt, Technologie könne gesellschaftliche Probleme lösen oder uns gar zur Sozialen Revolution führen, liegt falsch. Hier empfehle ich, sich z. B. mit den Texten von capulcu16 auseinanderzusetzen.

 

 

Wie entsteht Freie Software? 

 

„Da die Bedürfnisse der Menschen keine zufälligen sind, entstehen freie Softwareprojekte“17 

 

„Wir orientieren uns an den Bedürfnissen unserer Anwender und der Gemeinschaft für Freie Software.“18 

 

Freie Software fällt nicht einfach so vom Himmel, sondern wird wie jede andere Software programmiert. Doch wer ist so frei und programmiert einfach so und meist, ohne dafür mit Geld entlohnt zu werden, all diese nützlichen kleinen und großen Programme? Allein für Debian Gnu/Linux (und somit auch für alle auf diesem basierenden Betriebssysteme wie Ubuntu oder Linux Mint) gibt es über 57.000 Programmpakete.19 Ungefähr 1000 offizielle Entwickler*innen programmieren für diese GNU/Linux-Distribution.20 Viele große (IT-) Konzerne unterstützen inzwischen Freie Software-Projekte aus reinem Eigennutz, da sie auf die Software angewiesen sind. Sie stellen Angestellte frei, damit diese zu den entsprechenden Programmen Code beitragen. Es gibt Schätzungen, dass ca. 90 Prozent des aktuellen Linux-Kernels von diesen programmiert wurden.21 

Freie Software entsteht aber oft aus reinem Eigennutz: Ein*e Programmierer*in benötigt eine bestimmte Anwendung. Also wird sie programmiert und der Quellcode veröffentlicht. Andere Menschen finden das Programm nützlich, ergänzen den Code um weitere Funktionen, beseitigen Fehler und stellen den neuen Quellcode wiederum online. So kann um das Projekt herum eine Community entstehen, die das Programm betreut, stetig verbessert und aktualisiert. Anderen gefällt die Richtung, die das Projekt einschlägt nicht. Sie machen einen Fork (eine Abzweigung) und entwickeln das Programm in ihrem Sinne weiter und auch davon wird der Quellcode veröffentlicht. Freie Software folgt den Bedürfnissen der Menschen. Der russische Anarchist Pjotr Kropotkin (1842 – 1921) hätte dieses Organisationsprinzip und die Communities Freie Vereinbarungen genannt.

 

 

Vom Nutzen und Wert Freier Software 

 

„Der erste Antrieb Freier Software ist die Nützlichkeit. Der erste Konsument ist der Produzent. Es tritt kein Tausch und kein Geld dazwischen, es zählt nur die Frage: Macht die Software das, was ich will?“22               

 

Fangen wir mit dem Wert an: Im Jahr 2012 wurde der Wert der damals aktuellen Version von Debian Gnu/Linux, Debian 7 „Wheezy“, grob auf 14,4 Milliarden € geschätzt.23 Doch diese Summe landete in keiner Geldbörse und auf keinem Konzernkonto. Sie wurde einfach nie erwirtschaftet. 

Freie Software ist wertlos im besten Sinn des Wortes: Sie stellt sich außerhalb der kapitalistischen Verwertungslogik, es macht keinen Sinn, sie zu verkaufen oder zu kaufen. Freie Software ist aber nützlich. Sie erfüllt unzählige Zwecke, bietet viele Funktionen und kreiert so einen Freiraum, eine Nische in der durch und durch kapitalisierten Gesellschaft und ihrer Ökonomie. Die Freie Software-Bewegung schafft das, was Anarchist*innen und Antikapitalist*innen im Großen erreichen wollen: Sie macht den Kapitalismus nutzlos und überwindet ihn. Das ist zwar erstmal auf die digitale Ebene beschränkt, wirkt aber immer mehr in die Gesellschaft hinein und berührt und verändert das materielle Leben.

 

 

Geld verdienen mit Freier Software

 

Das geht und kann auch ausdrücklich durch z.b. die GPL-Lizenzen erlaubt sein. Es gibt durchaus Firmen, die mit Freier Software Geld verdienen. Sie bieten Freie Software an und lassen sich dann die Dienstleistung daran bezahlen: Schulung, Administration, Wartung und Pflege. Zu den Kund*innen zählen in erster Linie andere Firmen oder Behörden. Auch viele Entwickler*innen und Programmierer*innen verdienen mit dem erstellen freier Software Geld im Auftrag großer Konzerne wie z. B. Google.  

 

Ubuntu, eines der bekanntesten und am meisten genutzten GNU/Linux-Betriebssysteme für den Desktop und das Laptop, wird zu einem großen Teil von der Firma Canonical gesponsert, die einen Jahresumsatz von ca. 30 Millionen US-Dollar macht. Ihr Besitzer, der Millionär Mark Shuttleworth, ist bekennender Kapitalist und will mit Ubuntu irgendwann Geld verdienen. 

 

 

Die Freie Hardware-Bewegung

 

„Freies Hardware-Design 

(Technische) Geräte, deren Baupläne (z.B. Schaltpläne, Leiterplattendesign) sowie Dokumentation (Bedienungsanweisungen, Interface-Definitionen etc.) unter freien Lizenzen wie der GPL genutzt werden können (der Informationsanteil ist frei im Sinne der vier Freiheiten, der materielle Anteil nicht). Handelt es sich bei der verwendeten Lizenz um die GPL, spricht man auch von GPL-Hardware. 

 

Frei verfügbare Hardware 

(Technische) Geräte, die darüber hinaus (ähnlich wie Freie Software und Freie Inhalte) allen Interessierten frei zur Verfügung stehen (was bedeutet, dass die materielle Knappheit an diesen Geräten überwunden sein muss).“24 

Die Idee der Freien Software schwappt auch hier und da auf das „Real Life“, die Hardware, über. Es entstand und entsteht eine Freie Hardware-Bewegung, die es sich zum Ziel gesetzt hat, Produkte ohne Lizenzbeschränkungen zu entwickeln. Das reicht von der Entwicklung eines freien 64-Bit-Hauptprozessors mit Linux über Prothesen und Traktoren bis hin zu Opencola.

Immer geht es dabei darum, Menschen uneingeschränkten Zugang zu Wissen und Information zu ermöglichen. Proprietäre Lizenzen sind hier oft die größten Hürden, da sie viel Geld kosten können. Gemeinsam entwickelt auch hier eine Community die Grundlage für ein Produkt, das allen Menschen zu gute kommt unabhängig von ihren finanziellen Möglichkeiten. 



0. Freiheit (primäre Freiheit): Die Freiheit, ein Werk für jeden Zweck einsetzen zu dürfen.  

1. Freiheit (wissenschaftliche Freiheit): Die Freiheit, untersuchen zu dürfen, wie ein Werk funktioniert, und es den eigenen Bedürfnissen anzupassen. 

2. Freiheit (soziale Freiheit): Die Freiheit, das Werk an andere weiterzugeben und Kopien für andere machen zu dürfen. 

3. Freiheit (konstruktive Freiheit): Die Freiheit, das Werk zu verbessern zu dürfen und diese Verbesserungen zum allgemeinen Wohl zugänglich zu machen.25



Diese vier Freiheiten zeigen deutlich die Nähe zur Freien Software-Bewegung. Die Umsetzung von der Idee zum fertigen Produkt ist bei Hardware natürlich ungleich aufwändiger, da wir es hier mit Materie und nicht nur mit Einsen und Nullen zu tun haben: Es braucht Werkzeug, Maschinen, Rohstoffe, Energie, Geld und vieles mehr. 

 

Die anarchistische Bewegung und Freie Software

 

Nach meiner Beobachtung ist Freie Software und ihre Nutzung in der anarchistischen Bewegung stärker vertreten als im Rest der Gesellschaft. Zahlen dazu kenne ich keine. Gründe dafür sind meiner Meinung nach der antikapitalistische und libertäre Charakter Freier Software und die Möglichkeit sich mit einfachen Bordmitteln ein halbwegs sicheres System zusammenzustellen, das eine verschlüsselte Verwaltung und Weitergabe von Daten ermöglicht.

 

Auf der anderen Seite bin ich immer wieder überrascht, wie viele dann doch proprietäre Software nutzen. Eine Umstellung fällt schwer. Besonders, wenn mensch gerne die neuesten Spiele zockt oder auf bestimmte Software angewiesen ist, die es nur für Windows oder Apple-Hardware gibt. 

Aber ich denke dennoch, dass die Gründe, die für Freie Software sprechen, uns als Anarchist*innen ansprechen müssten. Der Umstieg fällt leichter, wenn mensch sich Gleichgesinnte sucht, sei es online oder im echten Leben. Es gibt zu jeder GNU/Linux-Distribution und zu vielen freien Programmen eine Community und ein Forum, die Hilfe anbieten. In größeren Städten finden sich meist sogenannte Linux User Groups, die sich regelmäßg treffen und Veranstaltungen organisieren.

In organisierten anarchistischen Gruppen und Föderationen müsste es zu mehr Skill-Sharing kommen: Die Computer-Nerds der Gruppen bieten Workshops an, in denen Endgeräte auf Freie Software umgestellt, Gnu/Linux-Distributionen installiert werden und die Anwendung der Software geübt wird. Das hat auch den Effekt, dass sich Computer-Wissen allgemeiner verbreitet und Hierarchien abgebaut werden. 

 

 

Aussichten

 

Die wenigsten Menschen hinter der Freien Software sind Anarchist*innen. Aber das müssen sie auch gar nicht sein. Das, was sie tun, trägt den Keim einer freieren Gesellschaft auch ohne Label in sich. Die Grundlagen sind vielversprechend und schon jetzt befruchten sie andere gesellschaftliche Bereiche und schaffen neue Ideen oder bringen Althergebrachtes wieder ans Licht. Zur weiteren Verbreitung Freier Software tragen u. a. seit 2013 ungewollt die NSA und Konsorten („Was, die Geheimdienste überwachen unsere digitalen Daten?“; so stiegen seither die Nutzer*innenzahlen von Riseup-Diensten in nie gekannte Höhen) und ihre Datensammelwut bei. Denn aufgrund des offenen und somit von Menschen lesbaren Quellcodes kann eine Freie Software von vielen auf Sicherheit und Hintertüren kontrolliert werden. Sie bietet – werden bestimmte Regeln eingehalten wie z.B. gute einmalige Passwörter – mehr Schutz vor Ausspähung und Auswertung von Endgeräten durch Geheimdienste, Polizeien und Konzerne. So scheiterten etwa die Bullen grandios daran, die beschlagnahmten Geräte der Betroffenen der linksunten-Razzien zu entschlüsseln. Die Verwendung, Verbreitung, Programmierung und Unterstützung (ja, auch Geldspenden werden gerne angenommen) Freier Software ist Widerstand gegen den Status Quo. Nur darf es nicht dabei bleiben. Eine nur auf digitaler Ebene freiere Gesellschaft nutzt letztendlich niemandem. Eine gegenseitige Befruchtung tut not und geschieht schon hier und da. 

 

In diesem Sinne: apt-get install anarchism!26 

 

 

 

Endnoten

 

¹ Die Originalversion könnt ihr hier nachlesen: https://nigra.noblogs.org/post/2013/10/28/alles-fuer-alle-und-zwar-umsonst-freie-software-und-anarchismus/ oder seit Anfang 2020 im linksunten-Archiv https://linksunten.archive.indymedia.org/node/98264/index.html (alle alten Links zu linksunten funktionieren somit wieder). 

²  Aus „Die Anarchie der Hacker - Richard Stallman und die Freie-Software-Bewegung“ von Christian Imhorst. Zum freien Download auf der Seite des Autors: https://texte.datenteiler.de/die-anarchie-der-hacker-ebook/ 

³ Siehe hier: https://stallman.org/articles/why-we-need-a-state.html 

4 Siehe z.B. hier: https://www.gnu.org/philosophy/free-sw.de.html 

5 Siehe z.B. hier: https://www.derstandard.at/story/2000104309796/russisches-militaer-wechselt-zu-linux-bundesheer-zu-windows-10 

6 Siehe z.B. hier: https://de.wikipedia.org/wiki/Open-Source-Software_in_%C3%B6ffentlichen_Einrichtungen#Nieders%C3%A4chsische_Polizei 

7 Siehe z.B. hier: https://de.wikipedia.org/wiki/Open-Source-Software_in_%C3%B6ffentlichen_Einrichtungen#Franz%C3%B6sische_Gendarmerie 

8 Siehe z.B. hier: https://taz.de/Daten-von-US-Drohnen-leicht-zugaenglich/!5080213/

9 Siehe z.B. hier: https://fsfe.org/campaigns/gplv3/barcelona-rms-transcript.en.html#q11-banning-bad-use 

10 Siehe z.B. hier: http://www.gnu.de/documents/gpl.de.html 

11 Siehe z.B. hier: https://www.gnu.org/copyleft/copyleft.de.html 

12 Siehe z.B. hier: https://de.wikipedia.org/wiki/WTFPL

13 Siehe hier: https://creativecommons.org/licenses/?lang=de und https://de.wikipedia.org/wiki/Creative_Commons 

14 Siehe hier: https://lineageos.org/, hier: https://e.foundation/ und hier: https://calyxos.org/ 

15 Siehe hier: https://tails.boum.org 

16 Siehe hier: https://capulcu.blackblogs.org/ 

17 Aus „Linux und Co – Freie Software – Iddeen für eine andere Gesellschaft“ von Stefan Meretz

18 Aus dem Gesellschaftsvertrag von Debian, siehe auch http://www.debian.org/social_contract

19 Siehe z. B. hier: https://www.debian.org/releases/stable/amd64/release-notes/ch-whats-new.en.html#idm120 

20 Siehe z.B. hier: https://de.wikipedia.org/wiki/Debian 

21 Siehe hier: Broschüre der fsfe „Public Money – Public Code“, S. 12, Punkt 02 oder hier: https://download.fsfe.org/campaigns/pmpc/PMPC-Modernising-with-Free-Software.de.pdf 

22 Aus „Linux und Co – Freie Software – Iddeen für eine andere Gesellschaft“ von Stefan Meretz 

23 Siehe z.B. hier: https://www.golem.de/news/open-source-debian-projekt-auf-14-milliarden-euro-geschaetzt-1202-89793.html 

24 Siehe hier: https://www.freie-gesellschaft.de/wiki/Freie_Hardware 

25 Siehe z. B. Hier: https://www.freie-gesellschaft.de/wiki/Vier_Freiheiten 

26 Befehl für die Kommandozeile in Debian und debianbasierenden GNU/Linux-Distributionen, um die FAQ zum Thema Anarchismus auf englisch herunterzuladen. Zu finden ist diese umfangreiche Textsammlung zum Thema Anarchismus dann im Dateisystem unter https://e.foundation//usr/share/doc/anarchism (die html-Dateien lassen sich in einem Browser öffnen) oder immer (auch für Nutzer*innen anderer Betriebssysteme) auf http://www.infoshop.org/AnAnarchistFAQ] 

 


Recht und Herrschaft – Ist das eine ohne das andere denkbar?

 

In der Graswurzelrevolution Nr. 455 erschien ein mit dem Pseudonym „Advocado“ unterzeichneter Artikel „Baumbruch, Kohleabbruch oder Radbruch? Die gerechte Sache der Aktivist*innen“. Darin sind ebenso wichtige Fragen, wie widersprüchliche Antworten enthalten. 

 

Von: Alexander Amethystow

 

„Advocado“ möchte eine Antwort auf die Frage finden, die lautet: „Was aber, wenn man sich des Rechts bedient, um insbesondere staatliches Handeln zu legitimieren, welches bei ‚genauerer‘ Betrachtung Unrecht darstellt?“ Die Antwort meint er beim Staatsrechtler Gustav Radbruch zu finden: „Sollte jedoch der Widerspruch des geschriebenen Rechts zur Gerechtigkeit ein ‚unerträgliches Maß‘ erreicht haben, muss es als ungerechtes Recht weichen und darf nicht angewandt werden“.

Die Frage inwiefern Berufung auf das Rechtssystem ein Mittel gegen die staatliche Gewalt sein kann, stellt sich gerade in vielen Teilen der Welt. Bei den seit über die einem halben Jahr andauernden Protesten in Belarus sind bisher sechs Menschen umgekommen, sechs weitere spurlos verschwunden und an die 30.000 festgenommen worden. Die Zahlen der Verletzten und Gefolterten sind im dreistelligen Bereich. In dieser Situation scheint es das Naheliegende zu sein, auch für viele Anarchist*innen, sich auf die Menschenrechte zu berufen. Dem Staat bzw. dem Staatspersonal soll damit gesagt werden, dass er nicht tun darf, was er macht. Dass es ein sehr schwaches Mittel gegen den Staat ist, der sich gerade im Notstand sieht, wissen eigentlich auch die überzeugtesten Menschenrechtsaktivist*innen. Sie wissen, dass sie bei der Judikative im Inland damit nichts erreichen und appellieren an die anderen souveränen Staaten, diese mögen gegen ihre „eigene“, von ihnen nicht gewählte und nicht gewünschte Regierung Druck aufbauen.10

  

Die Proteste im Hambacher Forst laufen unter scheinbar günstigeren gesellschaftlichen Bedingungen, dauern wesentlich länger und haben bereits auch ihren Opfertribut gefordert. Während dem belarussischen Staat als „Diktatur“ Legitimität abgesprochen wird, greift in der Bundesrepublik ein Rechtsstaat durchaus mit steigender Härte durch, der als solcher von der Mehrheit seiner Bürger*innen sowie von den anderen Staaten anerkannt wird. Wenn einem*einer Staatsbürger*in etwas passiert, was ihm*ihr nicht gefällt, schaut er*sie als Erstes nach den ihm*ihr zustehenden Rechten. Das ist in einer staatlich durchregierten Gesellschaft auch naheliegend. Denjenigen, die das Prinzip der Staatlichkeit in Frage stellen,  sollte schon klar sein, dass die Frage nach den Rechten immer bedeutet „darf der Staat oder ein*e andere*r Bürger*in mich gerade so behandeln?“. Was schon bedeutet: manchmal ist es so, dass die Antwort „ja“ lautet. 

An dem Punkt unterscheiden sich diejenigen, die eine Gesellschaft ohne Staat anstreben von allen anderen Protestkräften. Denn während die einen einfach wollen, dass der Staat sie gewähren lässt, die Herrschaft ihrem Anliegen recht gibt, die Polizei sich an die Vorschriften hält – obwohl diese Vorschriften Gewaltanwendung gegen Ruhestörer*innen vorsehen – haben die Anderen den Anspruch Polizei, Gerichte, Gefängnisse und die Gründe für ihre Existenz aus der Welt zu schaffen. 

Selbstverständlich gibt es da Unterscheide zwischen den verschiedenen Staatsformen. In einer Diktatur wie Belarus, werden politische Gegner*innen der amtierenden Regierung als Feind*innen des Staates schlechthin behandelt – auch wenn nur die wenigsten von denen es in Wirklichkeit sind. In der Bundesrepublik reicht das Bekenntnis zum Anarchismus nicht, als „Terrorist*in“ verurteilt zu werden, sondern lediglich als „Extremist*in“ bespitzelt zu werden. Meinen dürfen alle was sie wollen, ihre Meinung als Politik praktisch umsetzen, dürfen aber nur diejenigen, die durch ein  Ermächtigungsverfahren in bestimmter Form (Wahlen) dazu berechtigt sind. 

Der demokratische Staat unterwirft die Menschen auf seinem Gebiet ganz prinzipiell als seine Bürger*innen. Er behauptet den absolutenAnspruch, den er an sie stellt und den er mit Gewalt untermauert, indem er ihnen offiziell Freiheit gewährt. Indem er erklärt, dass seine Untertan*innen Meinungen haben, sprechen, glauben und sich versammeln dürfen, erklärt er seine Verantwortung dafür. Selbst der einfachste Willensausdruck seiner Untertan*innen ist sein Anliegen, es gibt dazu Rechtslagen. Alles was Staatsbürger*innen tun, lässt sich in „dürfen“ und „dürfen sie nicht“ kategorisieren. 

Ganz richtig schreibt „Advocado“: „Es gibt kaum einen gesellschaftlichen Bereich, der nicht auch verrechtlicht ist. Aus diesem Grund sind Begriffe wie ‚rechtsfreie Räume‘  völliger Unfug.“ Wenn Staatbürger*innen ihre Rechte auf Demonstrieren wahrnehmen, ist es etwas, das der Staat offiziell erlaubt hat. Verteidiger*innen der Bürgerrechte postulieren eine ”Balance” zwischen Freiheit und Sicherheit, d.h. der Autorität des Staates. Damit tun sie so, als ob Freiheit und Sicherheit

zwei unabhängige Werte wären, dabei ist solche von oben gewährte Freiheit selbst ein Ausdruck der Autorität des Staates. 

Recht ist nicht einfach das, worauf ein Individuum einen Anspruch erhebt. Es ist ein gesellschaftliches Verhältnis, das eine Gewalt (Sicherheitskäfte, richtende Instanzen) voraussetzt, die es garantiert. Schon darum können sich Menschen, die Gewalt und Herrschaft abschaffen wollen, nicht positiv auf „Rechte“ beziehen. Der häufig gemachte Hinweis, dass das ja nur eine Definition von „Rechten“ ist,  und dass man ja Rechte auch ganz anders definieren könne, heißt: Mich schert es nicht, was eine Sache bedeutet, und die Frage, wie ich auf die Idee komme, ausgerechnet den Begriff „Recht“ als ein Schutz vor Gewalt und das Freihalten von Möglichkeiten zu „besetzen“, will ich mir auch nicht stellen. Jede*r benutzt Wörter so wie es einem gefällt, und die Waschmaschine heiß in Zukunft Butterbrot.

„Advocado“ ist selber klar, dass die Radbruchsche Formel den Staat nicht kritisiert, sondern gerade die Prinzipien des Rechtstaates gegen deren Verformung im „Unrechtsaat“ abgrenzen möchte. Staat bleibt für Radbruch eine Notwendigkeit, er möchte daher Staatspolitik von Nazideutschland eben als „Verbrechen“, also als ein Verstoß gegen die Gesetze betrachten. Ihm war natürlich klar, dass Millionen Menschen in Folge von Anwendung des damals geltenden Gesetzes starben. Sein Manöver ist es, Naziherrschaft als Pervertierung der Staatlichkeit und nicht als ihre konsequente Anwendung zu sehen. Ein Ideal wird postuliert, danach wird die Wirklichkeit nach ihm beurteilt und kritisiert.

„Advocado“ sollte es auch klar sein, dass sein Text in der Zeit entsteht, wo die Logik „mein Gerechtigkeitsempfinden gestattet geltendes Recht zu Unrecht und Widerstand zur Bürgerpflicht zu erklären“ ein verbreitetes Phänomen ist. Die Querdenker*innen, die den Bundestag stürmen wollten, die armenischen Nationalist*innen, die nach einem verlorenen Krieg Jagd auf Regierung und Abgeordnete veranstalten, die Trump-Anhänger*innen, die das Kapitol besetzen – sie alle handeln nach dieser Logik, nur natürlich mit anderen Inhalten, als „Advocado“ genehm ist. „Was Recht ist, entscheidet mein Empfinden“ ist keine Denkfigur der Herrschaftskritik. 

Weil „Advocado“ das Recht eben nicht als etwas Menschengemachtes sieht, wird im Artikel der Rechtsbegriff so ausgeweitet, dass es unsinnig wird. „Leben, Nahrung, Obdach und Lebensraum sind Rechte, die jedes Lebewesen für sich beanspruchen können muss. Es sind unabänderliche Kernrechte, deren Verstöße es zu ächten gilt und deren Schutz und Schutzversuche aus sich selbst heraus gerecht sind.“ Wie soll Recht auf Nahrung der Raubtiere mit dem Recht auf Leben der Beutetiere vereinbar sein? Wer stellt das Recht wieder her, wenn eine Rechtsverletzung stattfand? Können Menschen mit Obdach versorgt werden, ohne dass ein anderes Lebewesen sein Obdach verliert? Was bedeutet überhaupt ein Recht auf Lebensraum? 

 Wenn „Advocado“ mit solchen Kategorien wie „Recht“, „unerträgliches Maß“, „(Un)Gerechtigkeit“ operiert, führt es unweigerlich zu Frage, ob es sich objektiv bestimmen lässt was „gerecht“, „unerträglich“ usw. sei. Im entgegengesetzten Fall wäre ein durch nichts eingehegter Kampf unendlich vieler Rechtsansprüche, ethisch-moralischer Ideale und Gerechtigkeitsvorstellungen das Ergebnis. Eine andere Möglichkeit wäre den ideologischen, der Herrschaft unzertrennlich verbundenen Gehalt dieser Begriffe klarzulegen.  


Zero Covid – Eine Polemik

 

Von: Gerald Grüneklee

 

Anmerkung des Autors: Dies ist ein Auszug aus einem in Vorbereitung befindliche Buch; eine leicht veränderte Fassung dieses Textes wurde erstmals Anfang März vom Untergrundblättle online publiziert.

 

★★★

 

Die Liste menschlicher Albernheiten ist unendlich lang, und nun hat sich eine neue fixe Idee in vielen Hirnen eingenistet: es ist die Idee, man könnte Covid-19 ausrotten. Komplett und dauerhaft. Zero Covid. Nun gibt es in der Geschichte der Medizin ein paar wenige Beispiele, wo man ein Virus tatsächlich ausrotten konnte, oder wenigstens fast – wobei fast eben immer noch unzureichend ist. Eine ziemlich vollständige Ausrottung gelang bisher, trotz jahrelanger Kampagnen und Programme auch bei anderen Seuchen, eigentlich nur bei Pocken. Und da lagen die globalen Verhältnisse noch anders: die neoliberale Wirtschaft hatte sich noch nicht global durchgesetzt, in vielen Weltregionen waren die Ungleichheitsverhältnisse daher weniger ausgeprägt – und wir haben gesehen, dass Armut zwar nicht Ursache des Coronavirus ist, prekäre Arbeits- und Lebensverhältnisse aber seine Ausbreitung erleichtern und beschleunigen. 

Zudem haben Pocken immer klare Symptome, während das Coronavirus in den allermeisten Fällen symptomfrei verläuft – weshalb die WHO auch davon ausgeht, dass es, Stand Anfang 2021, auch mindestens 750 Millionen Infektionen weltweit gab, etwa das Zehnfache der damals offiziell erfassten Fallzahl. Das macht es dem Virus viel einfacher, sich zwischendurch zu verstecken. Außerdem hüpft das Coronavirus im Gegensatz zu Pocken – die allerdings auch locker 40 mal so tödlich waren wie Covid-19 – munter zwischen Mensch und Tier hin und her. Tiere mögen keine Impfgegner*innen zu sein – sie für Impfprogramme zu gewinnen, ist andererseits auch schwierig, und alle potentiell virentragenden Tiere weltweit zu „keulen“, wie es heißt, dürfte, zumal viele Nutztiere darunter sind, auch weder machbar noch durchsetzbar sein. 

 

Warum das Coronavirus nicht mehr verschwinden wird, dass ist neben der ursächlichen Seite – es müsste der Raubbau an Mensch und Natur gestoppt werden – auch der Umstand, dass es nicht lohnt: das Coronavirus ist zu ungefährlich. „In dem Moment, in dem man verhindern kann, dass eine Corona-Welle hunderte Menschen pro Tag tötet und Krankenhäuser schließen lässt, ist einfach kaum noch ein Anreiz da, eine Jahrzehnte dauernde Auslöschungskampagne zu starten“ (Fischer 2021). Auch wenn Initiativen wie ZeroCovid dies beharrlich ignorieren: für den Großteil der Menschen ist das Virus eben nicht gefährlicher als eine Grippe, wenn auch die Infektiosität aufgrund noch nicht vorhandener Herdenimmunität zweifellos deutlich größer ist.

 

Diese Fakten geben den Hintergrundrahmen ab für die neueste Tragödie, denn das ist es, vor allem auch deshalb, weil sie eine unglaubliche linke Selbstaufgabe ausdrückt und ein unfassbares, illusionäres (Un-)Verständnis gegenüber dem Staat ausdrückt, eine Tragödie also, die sich deutsche Wohlstandslinke nun ersonnen haben. Ja, „links“ verorten sich die „ZeroCovid“-Verfasser*innen, im Gegensatz zum von mehreren Wissenschaftler*innen verfassten „NoCovid“-Aufruf, der einmal mehr gegen alle statistische Belastbarkeit betont, dass Covid-19 auch für junge Menschen gefährlich sei, und der sich schon damit selbst diskreditiert (kleine Erinnerung: von den rund 62.000 vom RKI Anfang Februar ausgewerteten deutschen Corona-Toten waren ganze 13 unter 19 Jahren alt).

 

Bereits die formulierten Grundaussagen von ZeroCovid sind vor allem eines – nämlich grundverkehrt. „Das erste Ziel ist, die Ansteckungen auf Null zu reduzieren“, schreibt ihr – und zeigt damit nur, dass ihr keine Ahnung vom Coronavirus habt. Mag sein, dass ihr in eurer Welt mal erlebt habt, dass das Wünschen geholfen hat – weltfremd bleibt euer Ziel dennoch. „Die Strategie, die Pandemie einzudämmen, ist gescheitert“, schreibt ihr. Oh, ihr Tagträumenden, reißt die Augen auf.  Ziel war es von vornherein, die Pandemie so einzudämmen, dass das privatisierte Gesundheitssystem nicht zusammenbricht und die Wirtschaft der Industriestaaten nicht kollabiert. Das hat funktioniert – kollabieren tut die Ökonomie zwar anderswo, doch dies zu erkennen hindert euch eure eurozentristische Brille. Ihr wollt Europa retten, während der Rest der Welt vollends aus den Fugen gerät – und nennt das noch „Solidarität“. 

 

Eine auf Covid-19 fokussierte Maxime, dass jede/r Tote eine/r zu viel sei, ist in der Pandemie ein monströser Wahn, ein irrsinniges Eigentor, das umso mehr Tote gebiert, je länger daran festgehalten wird. Das zeigt sich an den immensen Folgeschäden von Lockdowns. Umgekehrt wird ein Schuh daraus: wenn eine Gesellschaft nicht die verletzlichsten Gruppen opfern darf (und selbstverständlich, hier soll niemand geopfert werden, da immerhin stimme ich zu!), dann ist eine „Solidarität“ via Lockdowns vor allem eines mit Sicherheit: tödlich – und das eben vor allem für die Ältesten, Schwächsten, Vulnerabelsten. 

Solche Tatsachen könnt ihr beiseite wischen wie ihr das vermutlich auch mit der Stanford-Studie rund um John A. Ioannidis tut, die zeigte, dass ein Lockdown keinen nennenswerten Einfluss auf das Infektionsgeschehen hat. „Faktenchecks“ versuchen die Standford-Studie ja auch im Misskredit zu bringen, u.a. mit dem Hinweis, dass sie sich „vor allem bei Verharmlosern verbreitet“ und „gewählte Regierungen delegitimiert würden“ (BR, 21.1.2021). Das sind ja wirklich umwerfende Gründe.

 

„Wir wollen die politische Lähmung in Bezug auf Corona überwinden“, schreibt ihr. Ja, was war denn bitte schön gelähmt? Der Staat hat politisch agiert wie seit langem nicht, gelähmt wart doch ihr selbst. Sonst könntet ihr erkennen, dass die führenden Industriestaaten das Coronavirus für eine forcierte gigantische Umverteilung von unten nach oben genutzt haben (national wie global), markiert gerade auch in ihren „Hilfspaketen“. Ihr glaubt offenbar, die Regierung habe irgendwie versagt, doch das hat sie nicht, das Katastrophen-Management, dass das des größten anzunehmenden Unfalls zur Leitlinie erklärt – und darüber u.a. eine Stimmung der Angst erzeugt, deren Effizienz sich gerade in euch erweist -, war alles in allem durchaus erfolgreich. Die Toten sind dazu kein Widerspruch, denn Tote waren - Vorsicht: Staatskritik! – noch nie ein grundsätzliches Problem für Staaten.

 

„Demokratie ohne Gesundheitsschutz ist sinnlos und zynisch. Gesundheitsschutz ohne Demokratie führt in den autoritären Staat“, schreibt ihr – und habt doch genau diesen autoritären Staat mitgetragen, oder habt ihr gegen irgendeine der zahllosen autoritären Maßnahmen in den letzten Monaten demonstriert? Ich habe nichts gehört. Im Übrigen überseht ihr, das Demokratie und autoritärer Staat kein grundsätzliches Gegensatzpaar sind – immerhin hat das „demokratische“, von Staaten ermöglichte und abgesicherte neoliberale Wirtschaftssystem erst zum verheerenden Zustand des Gesundheitssystems geführt, auf den nun das Coronavirus trifft. Euer Demokratieverständnis ist offenbar bestenfalls sozialdemokratisch. „Demokratie, das ist, wenn zwei Wölfe und ein Schaf über die nächste Mahlzeit abstimmen. Freiheit, das ist, wenn das Schaf bewaffnet ist und die Abstimmung anficht“, das ist von Benjamin Franklin, der ist immer für markige Sprüche gut, und auch wenn ich hier nicht der Waffenlobby das Wort reden will, so lohnt doch der erste Teil des Zitates mal des Nachdenkens.

 

Auch der Rest eures Manifestes ist bestenfalls alte Sozialdemokratie: die Gewerkschaften werden erinnert, sich für die Beschäftigten einzusetzen, die bisherigen Privatisierungen im Gesundheitswesen sollen artig „zurückgenommen“ werden. Ihr wollt Sonderabgaben für hohe Einnahmen und Unternehmensgewinne. Dass Einkommensungleichheit und Gewinne der eigentliche Skandal sind, schreibt ihr nicht – offenbar glaubt ihr noch an die guten Reichen, die euch gerne etwas abgeben werden für die gute Sache, wenn sie nur daran erinnert werden. Ihr wollt die totale Kontaktbeschränkung, auch am Arbeitsplatz. Gut, gegen die Arbeit kann man sein, das „Recht auf Arbeit“ ist schließlich im Grunde ein Recht auf Ausbeutung (siehe Paul Lafargue´s „Recht auf Faulheit“), aber so weit geht eure Arbeitsverweigerung dann auch wieder nicht.

 

Ihr fragt nicht, wie das Sozial- und Gesundheitswesen „arbeitslos“ organisiert werden kann, ihr fragt nicht, ob manche Menschen vielleicht unter den gegebenen Bedingungen gar keine andere Wahl haben, als zu arbeiten. Wie, bitte schön, stellt ihr euch euren „solidarischen Lockdown“ vor? Oder wollt ihr doch heimlich den Kapitalismus abschaffen und eine weitgehende Vergesellschaftung? Zu lesen ist davon jedenfalls nichts. Auch die Idee eines Generalstreiks – die einzige Aktionsform, mit der zumindest die noch Beschäftigten tatsächlich eine gewisse Durchsetzungsmacht erreichen könnten – fehlt bei euch. Gut, der ist in Deutschland ja auch verboten, und Verbotenes wollt ihr doch nicht fordern. 

Ihr wollt niemanden zurücklassen, doch welche Folgen hat euer „Stay at home“  beispielsweise für Frauen, die bei eurem Lockdown zuhause verprügelt werden, wenn nicht Schlimmeres? Welche „besondere Unterstützung“ habt ihr für sie vorgesehen? Kollektiver Hausarrest, das ist vielfach kein „trautes Heim“, nicht die skandinavische „hygge“-Idylle. Wollt ihr vor jeder Haustür Polizist*innen abstellen? Häusliche Gewalt ist schließlich kein Privileg von klar definierbaren Bevölkerungsgruppen. Ihr fragt nicht, wie viele Menschen an unterschiedlichsten Krankheiten erkranken und deren Immunsystem geschwächt wird, eben weil ihnen eben die letzten Kontakte genommen werden (es leben ja nicht alle in euren plüschig-solidarischen WG´s). 

 

Mal angesehen von den Hungertoten außerhalb Europas: eine Studie aus der Schweiz kommt zum Ergebnis, dass durch die Lockdown-Politik in den Industriestaaten erheblich mehr Lebensjahre durch Suizide, Depressionen, Suchterkrankungen, Armut, häusliche Gewalt und die Folgen sozialer Isolation verloren gehen als gerettet werden (Moser et al. 2020). Euer Lockdown würde höchstens in einer wirklich solidarischen Weltgesellschaft ohne massive Kollateralschäden funktionieren – vielleicht seht ihr die, ich nicht. Und bevor ihr nun auf die Idee kommt, ich wollte da zynisch etwas gegeneinander aufrechnen: selbstverständlich gehören Risikogruppen soweit irgend möglich geschützt. Das aber geschieht eben gerade nicht durch Lockdowns.

 

 

Schon der erste Lockdown hat nichts gebracht, nun ist euch der zweite, dritte, vierte… (ja, wer zählt die noch?) zu halbherzig, ja, ihr seid wirklich beratungsresistent. Wäre im Übrigen der gezielte Schutz von Menschenleben euer Anliegen, so bräuchtet ihr nicht euer Manifest zu schreiben, sondern könntet euch für optimale Unterstützungs- und Versorgungsstrukturen für ältere Menschen einsetzen. Das wäre dann punktgenaue Hilfe, ja, sogar solidarisch. Aber ihr hinterfragt nicht, wie kontraproduktiv ein Lockdown ist, sondern ruft wie Suchtkranke nach mehr Stoff vom vermeintlichen Wundermittel.

 

Als positives Beispiel für ZeroCovid gilt euch wahrscheinlich Australien – aber fragt mal, wieviel Elend hinter den Wohnungstüren entsteht, wenn wegen eines einzigen Infektionsfalles ganze Millionenstädte sofort dicht gemacht werden. Gewalt gegen Frauen, reichlich Depressionen und Suizidgedanken bei Jugendlichen, bei Kindern massiv zugenommene Misshandlungen, Verarmungsprozesse – das zumindest ist die bisherige europäische Bilanz. Klar ist es erstrebenswert, die Zahl von Neuinfektionen zu senken – aber um welchen Preis, und wie? Der Lockdown ist keineswegs die beste Lösung.

 

Mir scheint, eure eigene Angst hat beim Schreiben den Stift – oder die Finger an der Tastatur – geführt. Angst an sich ist nichts, dessen man sich schämen muss; schon gar nicht angesichts monatelanger regelrechter Angstkampagnen von Politik und Medien (man weiß inzwischen, dass es dazu von Frühjahr 2020 an ein regierungsamtliches Drehbuch namens „Wie wir Covid-19 unter Kontrolle bekommen“ gab). Aber man sollte doch zumindest ehrlich sich selbst und anderen gegenüber sein und die Angst auch offen kommunizieren. Was macht ihr, wenn die Menschen nicht freiwillig zuhause bleiben? Braucht es – ganz „solidarisch“, natürlich - mehr Polizei? Werden die Renitenten, Unbelehrbaren eingesperrt, wenn sie nicht den Abstand einhalten? Ist ja zu ihrem eigenen Besten… 

 

In den letzten Monaten konnten wir mehr als genug sehen, wie gern ihr mit dem Staat kooperiert, an den ihr jetzt auch eure Forderungen richtet. Ihr wollt Impfstoffe zum Allgemeingut machen – warum eigentlich nur Impfstoffe? Glaubt ihr, das Impfen alleine wird euch erlösen? Ich glaube, ihr habt euch einfach schon noch früher ein Impfmittel und ein schnelleres Durchimpfen erhofft, damit ihr keine Angst mehr haben braucht. Und sonst so? Nicht einmal ein bedingungsloses Grundeinkommen oder wenigstens die Sozialisierung von Grund und Boden fordert ihr. Euer Aufruf drückt Besitzstandsdenken aus, ja, eigentlich soll im Großen und Ganzen alles bleiben wie es ist. Damit seid ihr euch einig mit der Regierung. 

 

Eine Linke, die ihren Namen verdiente, hätte ihre Unterstützung den Ärmsten, Prekärsten, Verletzlichsten zu erweisen. Ihr tut faktisch das Gegenteil davon. Arbeitslosigkeit – im Kapitalismus eine Lockdown-Folge – hat eine höhere Mortalität, Morbidität und Suizidrate zur Konsequenz (Deutsches Netzwerk Evidenzbasierte Medizin 2020). Der Lockdown macht die Reichen reicher und die Armen ärmer - aber ihr gönnt den Armen immerhin ein Rettungspaket, da werden sie sich hoffentlich dankbar erweisen. Die Armen sind doppelt gestraft, weil sie von eurer fürsorglichen Umarmung „mitgenommen“ werden sollen. Und das alles erdreistet ihr euch auch noch, einen „radikalen Strategiewechsel“ zu nennen. Lest mal beim Duden nach: radikal, das heißt an die Wurzel gehen. 

 

Ihr legitimiert mit eurem Apell den starken Staat, könnt deshalb die noch autoritärere Politik in Ländern wie China und Taiwan offen bewundern (nicht in eurem Aufruf, aber das gaben Unterzeichnende eures Appells in Interviews zu Wort). Das ist alles ebenso falsch wie öde. Ihr qualifiziert euch mit eurem Appell, mit Grünen oder Linken mitzuregieren. Das kann man machen, man kann es auch lassen. Aber verkauft das bitte schön nicht noch als irgendwie progressiv, gar radikal. Eine fast religiös anmutende Heilserwartung spricht aus euren Zeilen, die doch überaus weltfremd sind. Es tut mir leid: euer Weltbild ist paternalistisch und reaktionär, eure Vorstellungen sind autoritätshörig und staatstragend. Ihr macht Politikberatung und nennt das „links“. Eure herausposaunte vermeintliche moralische Überlegenheit ist anmaßend und widerlich. Ihr kennt offenbar in euren Wohlstandsquartieren nur eine einzige Gefährdung eures Daseins: das Coronavirus. Die Milliarden wirklich Elenden, an diversen behandelbaren Krankheiten Leidenden, Verdammten und an den Rand gedrängten Existenzen dieser Welt werden mit keinem Wort in eurem eurozentrischen Aufruf erwähnt, doch sie werden die Zeche der Lockdowns vielfach mit ihrem Leben bezahlen. Stattdessen applaudiert ihr dem nationalstaatlichen bzw. europäischen Konkurrenzdenken 

 

Aber hej, schon mal von einem Virus gehört, dass vor Staatsgrenzen kehrt macht? Aufgemerkt: Pandemien sind ein Katalysator für nationalistisches Denken. Ist es „links“, wenn der Nationalismus nun als „europäisch“ etikettiert wird? Manche von euch waren einst für offene Grenzen, weltweit wohlgemerkt, und einige von euch haben in der Vergangenheit, als sich das Virus der Angst noch nicht in den Köpfen eingenistet hatte, Nationalismus mit guten Gründen kritisiert, ihr könntet es also besser wissen. Anbiedern beim Staat und seinen Repressionsorganen, das können andere besser – wundert euch also bitte nicht, wenn rechte Bewegungen erhöhten Zulauf erhalten. Überlegt lieber mal, was das mit eurem Agieren der letzten Monate zu tun hat.

 

Ihr fordert noch mehr von der Medizin (also noch härtere Maßnahmen), auf dass dieses Land bald genesen sei. Es steckt eben noch eine Menge Kolonialismus in euren Köpfen. Es ist „solidarisch“, europäische Menschenleben zu schützen, gegen die Menschenleben außerhalb Europas? Wer von uns geht über Leichen? Dass die Schlinge des Kapitalismus sich nun durch das Virus beschleunigt zuzieht – das nehmt ihr in eurer Blase offenbar gar nicht wahr. Linkssein, das hatte mal etwas mit Kämpfen zu tun. Mehr noch: angesichts der Herausforderungen der Zukunft müssen sich die unterschiedlichen Kampffelder mehr miteinander verbinden. Euch aber fällt nichts Besseres ein, als die Gesellschaft dichtmachen zu wollen. Dabei nutzten die Herrschenden die Schockstarre der letzten Lockdowns bereits bestens. 

 

Der Kampf um gesellschaftliche Veränderung aber, er erfordert die Wiederaneignung des offenen Raumes, er erfordert die Straße – der Lockdown als freiwillige Selbst-Einschließung verhindert diese Auseinandersetzungen. Sagte ich Kampf? Ja, Kampf – ein Wort, das bei euch fehlt. Ihr redet lieber von Strategie – an den Begriffen scheiden sich die Fronten. Solidarität, wenn sie nicht nur eine Worthülse sein soll, braucht unmittelbaren Austausch. Euer Lockdown verhindert dies. Menschen müssen sich kennen, sie müssen direkt miteinander kommunizieren, das ist Grundlagen jeder konkreten Solidarität, jeder gesellschaftlichen Veränderung. Ansonsten hat die Solidarität bloß denselben hohlen Appellcharakter, wie wenn die Regierenden den Gemeinschaftssinn ihres Staatsvolkes ausrufen.

 

Mit eurem Traktat habt ihr euch allen gegenüber, denen es wirklich um eine umfassende Aufklärung und Emanzipation geht, klar auf der anderen Seite positioniert. Euer Aufruf ist bestenfalls überflüssig. Wahrscheinlich ist es noch schlimmer, denn ihr tragt mit dazu bei, dass das Gelegenheitsfenster für linke Politik ungenutzt bleibt, ja, dass sich die Linke selbst aufhebt. Das ist enttäuschend, weil etliche von euch es besser wissen sollten, viele von euch haben schließlich mal kluge, kritische und anregende Texte geschrieben. Und es ist schmerzhaft, da sich hier Wege trennen und ich einige von euch – oder zumindest ihre Publikationen – bisher sehr geschätzt habe. Aber Ent-Täuschungen sind ja auch immer Phasen der Klärung, und so trägt die Pandemie nun zu Trennungen, aber auch zu Neusortierungen bei, das ist besser, als weiter Täuschungen mit sich herumzuschleppen. Um mal mit einem markigen Zitat zu enden: „Mir ist die gefährliche Freiheit lieber als eine ruhige Knechtschaft“ (Jean-Jacques Rousseau).
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